
§ 1		 Versicherte und nicht versicherte Sachen 

1.		�  Beschreibung des Versicherungsumfangs 

		�  Versichert sind die in dem Versicherungs­
schein bezeichneten Gebäude mit ihren 
Gebäudebestandteilen und Gebäudezu­
behör einschließlich unmittelbar an das 
Gebäude anschließender Terrassen auf 
dem im Versicherungsschein bezeichne­
ten Versicherungsgrundstück. 

		�  Weiteres Gebäudezubehör sowie wei­
tere Grundstücksbestandteile sind nur 
aufgrund besonderer Vereinbarung versi­
chert.

2.		�  Definitionen

		  a)	� Gebäude im Sinne dieser Regelungen 
sind mit dem Erdboden verbundene 
Bauwerke, die der überwiegenden 
Nutzung zu Wohnzwecken bestimmt 
sind und gegen äußere Einflüsse 
schützen können.

		  b)	� Gebäudebestandteile sind in ein Ge­
bäude eingefügte Sachen, die durch 
ihre feste Verbindung mit dem Ge­
bäude ihre Selbständigkeit verloren 
haben. Dazu gehören auch Einbau­
möbel bzw. Einbauküchen, die indivi­
duell für das Gebäude raumspezifisch 
geplant und gefertigt sind.

		  c)	� Gebäudezubehör sind bewegliche Sa­
chen, die sich im Gebäude befinden 
oder außen am Gebäude angebracht 
sind und der Instandhaltung bzw. über­
wiegenden Zweckbestimmung des ver­
sicherten Gebäudes dienen. Als Ge­
bäudezubehör gelten ferner Müllboxen 
sowie Klingel- und Briefkastenanlagen 
auf dem Versicherungsgrundstück. 

		  d)	� Als Grundstücksbestandteile gelten 
die mit dem Grund und Boden des 
Versicherungsgrundstücks fest ver­
bundenen Sachen.

		  e)	� Versicherungsgrundstück ist das Flur­
stück/sind die Flurstücke, auf dem 
das versicherte Gebäude steht (Ver­
sicherungsort). Teilen sich mehrere 
Gebäude ein Flurstück, so gilt als 
Versicherungsort derjenige Teil des 
Flurstücks, der durch Einfriedung oder 
anderweitige Abgrenzung dem/den 
im Versicherungsschein bezeichneten 
Gebäude(n) ausschließlich zugehörig 
ist.

3.		  Ausschlüsse

		  a)	� Nicht versichert sind in das Gebäude 
nachträglich eingefügte – nicht aber 
ausgetauschte – Sachen, die ein Mie­
ter oder Wohnungseigentümer auf 
seine Kosten beschafft oder übernom­
men hat und daher hierfür die Gefahr 
trägt. Eine anderweitige Vereinbarung 
über die Gefahrtragung ist vom Versi­
cherungsnehmer nachzuweisen.

		  b)	� Elektronisch gespeicherte Daten und 
Programme sind keine Sachen. Kos­
ten für die Wiederherstellung von 
elektronisch gespeicherten Daten und 
Programmen sind nur versichert, so­
weit dies gesondert im Versicherungs­
vertrag vereinbart ist.

§ 2		 Versicherte Kosten 

1.		�  Versichert sind die infolge eines Versiche­
rungsfalles (siehe § 4) notwendigen und 
tatsächlich angefallenen Kosten

		  a)	� für das Aufräumen und den Abbruch 
versicherter Sachen (siehe § 1), für 
das Wegräumen und den Abtrans­
port von Schutt und sonstigen Resten 
dieser Sachen zum nächsten Ablage­
rungsplatz und für das Ablagern und 
Vernichten (Aufräumungs- und Ab­
bruchkosten), 

		  b)	� die dadurch entstehen, dass zum 
Zweck der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung versicherter Sachen 
(siehe § 1) andere Sachen bewegt, 
verändert oder geschützt werden 
müssen (Bewegungs- und Schutzkos­
ten),

		  c)	� für provisorische Reparaturmaßnah­
men, wenn zum Schutz versicherter 
Sachen (siehe § 1), bis zur Wiederher­
stellung der endgültigen Schutz- und 
Sicherungseinrichtungen, Öffnungen 
vorläufig verschlossen werden müssen 
(z. B. Notverschalungen, Notverglasun­
gen) oder versicherte Sachen beschä­
digt wurden und eine endgültige Repa­
ratur noch nicht möglich ist. Die Kosten 
werden nur ersetzt, soweit keine oder 
keine ausreichende Entschädigung 
über eine Hausratversicherung erlangt 
werden kann (Subsidiärdeckung)

2.		�  Die Entschädigung für versicherte Kosten 
gemäß Nr. 1 a) bis c) ist auf 100.000 EUR  
begrenzt. 

§ 2a	� Kosten für die Abwendung, Minderung 
und Ermittlung des Schadens

1.		�  Aufwendungen zur Abwendung und 
Minderung des Schadens

		  a)	  �Versichert sind Aufwendungen, auch 
erfolglose, die der Versicherungsneh­
mer bei Eintritt des Versicherungsfal­
les den Umständen nach zur Abwen­
dung und Minderung des Schadens 
für geboten halten durfte oder die er 
auf Weisung des Versicherers macht.

		  b)	  �Macht der Versicherungsnehmer Auf­
wendungen, um einen unmittelbar 
bevorstehenden Versicherungsfall 
abzuwenden oder in seinen Auswir­
kungen zu mindern, geltend, so leis­

Basler Securitas

Versicherungs-Aktiengesellschaft

Bedingungen für die verbundene Wohngebäudeversicherung

Umfang des Versicherungsschutzes

§	 11	� Versicherte und nicht versicherte Sachen

§	 12	� Versicherte Kosten

§	 12a	�Kosten für die Abwendung, Minderung 
und Ermittlung des Schadens

§	 13	 Versicherter Mietausfall

§	 14	� Versicherungsfall; versicherte und nicht 
versicherte Gefahren und Schäden

§	 15	� Brand; Blitzschlag; Explosion; Implosion

§	 16	 Leitungswasser

§	 17	 Rohrbruch; Frost

§	 18	 Sturm; Hagel

§	 19	� Umfang und Anpassung des 
Versicherungsschutzes

§	 10	� Prämie in der Gleitenden Neuwert­
versicherung und deren Anpassung

§	 10a	 Tarifanpassung

§	 10b	� Kündigung von Klauseln oder 
versicherten Gefahren

§	 11	� Versicherung zum Neuwert oder Zeitwert

§	 12	� Versicherungssumme; 
Unterversicherungsverzicht

Beitrag, Versicherungsbeginn und Laufzeit des 
Vertrages
§	 13	� Beginn des Versicherungsschutzes, 

Fälligkeit, Zahlung 

§	 14	� Folgeprämie

§	 15	 Lastschriftverfahren

§	 16	 Ratenzahlung

§	 17	� Prämie bei vorzeitiger 
Vertragsbeendigung

§	 18	 Dauer und Ende des Vertrages

§	 19	� Veräußerung der versicherten Sachen, 
Rechte und Pflichten einschließlich 
Kündigung

§	 20	� Rechtsverhältnis nach dem 
Versicherungsfall

§	 21	 gestrichen

Besondere Anzeigepflichten und 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

§	 22	� Anzeigepflichten des 
Versicherungsnehmers oder seines 
Vertreters

§	 23	 Gefahrerhöhung

§	 24	� Vertraglich vereinbarte, besondere  
Obliegenheiten des Versicherungs­
nehmers, Sicherheitsvorschriften

§	 25	� Obliegenheiten vor, bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalles 

Entschädigung

§	 26	� Entschädigungsberechnung und 
Unterversicherung

§	 27	� Zahlung und Verzinsung der 
Entschädigung

§	 28	� Keine Leistungspflicht aus besonderen 
Gründen

Sonstige Vertragsbestimmungen

§	 29	� Überversicherung

§	 30	 Mehrere Versicherungen

§	 31	 Sachverständigenverfahren

§	 32	 Übergang von Ersatzansprüchen

§	 33	 Mehrere Versicherungsnehmer

§	 34	� Wohnungseigentum

§	 35	 Versicherung für fremde Rechnung

§	 36	 Vollmacht des Versicherungsvertreters

§	 37	 Repräsentanten

§	 38	� Verjährung

§	 39	 Gerichtsstand

§	 40	 Anzeigen / Willenserklärungen

§	 41	 Anzuwendendes Recht

Allgemeine Wohngebäude-Versicherungsbedingungen
VGB 2000 – Fassung 2012

B
A

S 
01

40
 0

3.
13



tet der Versicherer Aufwendungser­
satz nur, wenn diese Aufwendungen 
bei einer nachträglichen objektiven 
Betrachtung der Umstände verhält­
nismäßig und erfolgreich waren oder 
die Aufwendungen auf Weisung des 
Versicherers erfolgten.

		  c)	� Ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Aufwendungsersatz nach a) und b) 
entsprechend kürzen.

		  d)	  �Der Ersatz dieser Aufwendungen und 
die Entschädigung für versicherte Sa­
chen betragen zusammen höchstens 
die Versicherungssumme je verein­
barter Position; dies gilt jedoch nicht, 
soweit Aufwendungen auf Weisung 
des Versicherers entstanden sind.

		  e)	� Nicht versichert sind Aufwendungen 
für Leistungen der Feuerwehr oder 
anderer Institutionen, die im öffent­
lichen Interesse zur Hilfeleistung ver­
pflichtet sind, wenn diese Leistungen 
im öffentlichen Interesse erbracht 
werden.

2.		�  Kosten der Ermittlung und Feststellung 
des Schadens

		  a)	� Der Versicherer ersetzt bis zur ver­
einbarten Höhe die Kosten für die 
Ermittlung und Feststellung eines von 
ihm zu ersetzenden Schadens, sofern 
diese den Umständen nach geboten 
waren.

			�   Zieht der Versicherungsnehmer ei­
nen Sachverständigen oder Beistand 
hinzu, so werden diese Kosten nur 
ersetzt, soweit er zur Zuziehung ver­
traglich verpflichtet ist oder vom Ver­
sicherer aufgefordert wurde.

		  b)	� Ist der Versicherer berechtigt, seine 	
Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Kostenersatz nach a) entsprechend 
kürzen.

§ 3		 Versicherter Mietausfall

1.		  Der Versicherer ersetzt

		  a)	� den Mietausfall einschließlich fortlau­
fender Mietnebenkosten, wenn Mieter 
von Wohnräumen infolge eines Versi­
cherungsfalles zu Recht die Zahlung 
der Miete ganz oder teilweise einge­
stellt haben;

		  b)	� den ortsüblichen Mietwert von Wohn­
räumen, einschließlich fortlaufender 
Nebenkosten im Sinne des Miet­
rechts, die der Versicherungsnehmer 
selbst bewohnt und die infolge eines 
Versicherungsfalles unbenutzbar ge­
worden sind, falls dem Versicherungs­
nehmer die Beschränkung auf einen 
benutzbar gebliebenen Teil der Woh­
nung nicht zugemutet werden kann.

		  c)	� auch einen durch behördliche Wieder­
herstellungsbeschränkungen verur­
sachten zusätzlichen Mietausfall bzw. 
Mietwert.

2.		�  Mietausfall oder Mietwert werden bis zu 
dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohn­
räume wieder benutzbar sind, höchstens 
jedoch für 12 Monate seit dem Eintritt 
des Versicherungsfalles. 

3.		�  Mietausfall oder Mietwert werden nur in­
soweit ersetzt, wie der Versicherungsneh­
mer die mögliche Wiederbenutzung nicht 
schuldhaft verzögert.

4.		�  Für gewerblich genutzte Räume kann die 
Versicherung des Mietausfalles oder des 
ortsüblichen Mietwertes vereinbart wer­
den.

§ 4		� Versicherungsfall; versicherte und nicht 
versicherte Gefahren und Schäden 

1.		�  Der Versicherer leistet Entschädigung für 
versicherte Sachen (siehe § 1), die durch 

		  a)	� Brand, Blitzschlag, Explosion, Implo­
sion, Anprall oder Absturz eines Luft­
fahrzeuges, seiner Teile oder seiner 
Ladung (siehe § 5);

		  b)	 Leitungswasser (siehe § 6);

		  c)	 Sturm, Hagel (siehe § 8) 

		�  zerstört oder beschädigt werden oder ab­
handen kommen (Versicherungsfall). 

2.		�  Entschädigt werden auch Bruchschäden 
an Rohren der Wasserversorgung und 
Frostschäden an sonstigen Leitungswas­
ser führenden Einrichtungen gemäß § 7. 

3.		�  Jede der Gefahrengruppen nach Nr. 1 a) 
und nach 1 b) einschließlich Nr. 2 kann 
auch einzeln versichert werden.

		�  Die Gefahrengruppe nach c) kann aus­
schließlich in Verbindung mit einer oder 
mehreren unter a) bis b) genannten Ge­
fahren versichert werden. 

4.		�  Die Versicherung erstreckt sich ohne 
Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 
nicht auf Schäden durch 

		  a)	� Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bür­
gerkrieg, Revolution, Rebellion oder 
Aufstand

		  b)	 Innere Unruhen

		  c)	� Kernenergie, nukleare Strahlung oder 
radioaktive Substanzen. 

§ 5		 Brand; Blitzschlag; Explosion; Implosion

1.		�  Brand ist ein Feuer, das ohne einen be­
stimmungsgemäßen Herd entstanden ist 
oder ihn verlassen hat und das sich aus 
eigener Kraft auszubreiten vermag. 

2.		�  Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang 
eines Blitzes auf Sachen. Kurzschluss-, 
Überstrom- oder Überspannungsschäden 
an elektrischen Einrichtungen und Geräten 
sind nur versichert, wenn an Sachen auf 
dem Grundstück, auf dem der Versiche­
rungsort liegt, durch Blitzschlag Schäden 
anderer Art entstanden sind. Spuren eines 
Blitzschlags an diesem Grundstück, an 
dort befindlichen Antennen oder anderen 
Sachen als elektrischen Einrichtungen und 
Geräten stehen Schäden anderer Art gleich.

3.		�  Explosion ist eine auf dem Ausdehnungs­
bestreben von Gasen oder Dämpfen be­
ruhende, plötzlich verlaufende Kraftäu­
ßerung. 

4.		�  Implosion ist ein plötzlicher, unvorherseh­
barer Zusammenfall eines Hohlkörpers  
durch äußeren Überdruck infolge eines 
inneren Unterdruckes 

5.		�  Der Versicherungsschutz gegen Brand, 
Blitzschlag, Explosion und lmplosion 
erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwir­
kende Ursachen nicht auf 

		  a)	� Brandschäden, die an versicherten 
Sachen dadurch entstehen, dass sie 
einem Nutzfeuer oder der Wärme zur 
Bearbeitung oder zu sonstigen Zwe­
cken ausgesetzt werden; dies gilt 
auch für Sachen, in denen oder durch 
die Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, 
vermittelt oder weitergeleitet wird; 

		  b)	 Sengschäden.

		�  Die Ausschlüsse gemäß a) und b) gelten 
nicht für Schäden, die dadurch verursacht 
wurden, dass sich an anderen Sachen 
eine versicherte Gefahr gemäß § 4.1 ver­
wirklicht hat.

§ 6		 Leitungswasser
1.		�  Leitungswasser ist Wasser, das bestim­

mungswidrig ausgetreten ist aus 

		  a)	� Zu- oder Ableitungsrohren der Wasser­
versorgung oder damit verbundenen 
Schläuchen, 

		  b)	� den mit dem Rohrsystem der Wasser­
versorgung verbundenen sonstigen 
Einrichtungen oder deren wasserfüh­
renden Teilen, 

		  c)	� Einrichtungen der Warmwasser- oder 
Dampfheizung sowie Klima-, Wärme­
pumpen- oder Solarheizungsanlagen, 

		  d)	� Wasserlösch- und Berieselungsanla­
gen, 

		  e)	 Aquarien oder Wasserbetten. 

2.		�  Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus  
Klima-, Wärmepumpen- oder Solarhei­
zungsanlagen sowie Wasserdampf ste­
hen Leitungswasser gleich. 

3.		�  Der Versicherungsschutz gegen Leitungs­
wasser erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden 
durch 

		  a)	 Plansch- oder Reinigungswasser,

		  b)	� Grundwasser, stehendes oder fließen­
des Gewässer, Überschwemmung/
Hochwasser oder Witterungsnieder­
schläge oder einen durch diese Ursa­
chen hervorgerufenen Rückstau,

		  c)	� Öffnen der Sprinkler oder Bedienen 
der Berieselungsdüsen wegen eines 
Brandes, durch Druckproben oder 
durch Umbauten oder Reparaturar­
beiten an dem versicherten Gebäude 
oder an der Wasserlösch- oder Berie­
selungsanlage,

		  d)	� Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei 
denn, dass Leitungswasser (siehe 
Nr.  1) die Erdsenkung oder den Erd­
rutsch verursacht hat, 

		  e)	 Schwamm, 

		  f)	 Regenwasser aus Fallrohren,

		  g)	� Leitungswasser aus Eimern, Gießkan­
nen oder sonstigen mobilen Behält­
nissen,

		  h)	� Leitungswasser an versicherten Sa­
chen (siehe § 1), soweit die Gebäude 
nicht bezugsfertig oder wegen Um­
bauarbeiten für ihren Zweck nicht be­
nutzbar sind, 

		  i)	� Brand, Blitzschlag, Explosion, Implo­
sion, Anprall oder Absturz eines Luft­
fahrzeuges, seiner Teile oder seiner 
Ladung (siehe §§ 4 Nr. 1 a) und 5), 

		  j)	� Sturm, Hagel (siehe § 8). 

§ 7		 Rohrbruch; Frost

1.		�  Innerhalb von Gebäuden sind versichert 
eintretende frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden an Rohren 

		  a)	� der Wasserversorgung (Zu- oder Ablei­
tungen) oder den damit verbundenen 
Schläuchen,

		  b)	� der Warmwasser- oder Dampfheizung, 

		  c)	� von Wasserlösch- oder Berieselungs­
anlagen, 

		  d)	� von Klima-, Wärmepumpen- oder Solar­
heizungsanlagen.

		�  Als innerhalb des Gebäudes gilt der  
gesamte Baukörper, einschließlich der 
Bodenplatte.

		�  Rohre von Solarheizungsanlagen auf  
dem Dach gelten als Rohre innerhalb des 
Gebäudes.

		�  Soweit nicht etwas anderes vereinbart 
ist, sind Rohre und Installationen unter­
halb der Bodenplatte (tragend oder nicht 
tragend) nicht versichert.

2.		�  Darüber hinaus sind innerhalb versicher­
ter Gebäude auch frostbedingte Bruch­
schäden versichert an 



		  a)	� Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spül­
klosetts, Armaturen (z. B. Wasser- und 
Absperrhähne, Ventile, Wassermes­
ser, Geruchsverschlüsse) sowie deren 
Anschlussschläuchen, 

		  b)	� Heizkörpern, Heizkesseln, Boilern oder 
an vergleichbaren Teilen von Warm­
wasserheizungs-, Dampfheizungs-, 
Klima-, Wärmepumpen- oder Solar­
heizungsanlagen, 

		  c)	� Wasserlösch- oder Berieselungsanla­
gen. 

3.		�  Außerhalb versicherter Gebäude sind 
versichert frostbedingte und sonstige 
Bruchschäden an Zuleitungsrohren der 
Wasserversorgung und an den Rohren 
der Warmwasserheizungs-, Dampfhei­
zungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder So­
larheizungsanlagen, soweit diese Rohre 
der Versorgung versicherter Gebäude 
oder Anlagen dienen und die Rohre sich 
auf dem Versicherungsgrundstück befin­
den und der Versicherungsnehmer die 
Gefahr trägt.

4.		�  Der Versicherungsschutz gegen Rohr­
bruch erstreckt sich nicht auf Schäden 

		  a)	� Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei 
denn, dass Leitungswasser (§ 6 Nr. 1) 
die Erdsenkung oder den Erdrutsch 
verursacht hat, 

		  b)	� an versicherten Sachen (siehe § 1), 
soweit die Gebäude noch nicht be­
zugsfertig sind oder wegen Umbau­
arbeiten für ihren Zweck nicht benutz­
bar sind, 

		  c)	� durch Brand, Blitzschlag, Explosion, 
Implosion, Anprall oder Absturz eines 
Luftfahrzeuges, seiner Teile oder sei­
ner Ladung (siehe §§ 4 Nr. 1 a) und 5), 

		  d)	� Sturm, Hagel (siehe § 8). 

§ 8		 Sturm; Hagel

1.		�  Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewe­
gung von mindestens Windstärke 8 (Wind­
geschwindigkeit mind. 62 km/Stunde). 

		�  Ist diese Windstärke für den Schadenort 
nicht feststellbar, so wird Windstärke 8 
unterstellt, wenn der Versicherungsneh­
mer nachweist, dass 

		  a)	� die Luftbewegung in der Umgebung 
des Versicherungsgrundstücks Schä­
den an Gebäuden in einwandfreiem 
Zustand oder an ebenso widerstands­
fähigen anderen Sachen angerichtet 
hat, oder dass

		  b)	� der Schaden wegen des einwandfrei­
en Zustandes der versicherten Sachen 
(siehe § 1) nur durch Sturm entstan­
den sein kann. 

2.		�  Hagel ist ein fester Witterungsnieder­
schlag in Form von Eiskörnern.

3.		�  Der Versicherer leistet Entschädigung 
für versicherte Sachen, die zerstört oder 
beschädigt werden oder abhanden kom­
men 

		  a)	� durch die unmittelbare Einwirkung des 
Sturmes oder Hagels auf versicherte  
Sachen (siehe § 1), 

		  b)	� dadurch, dass ein Sturm oder Hagel 
Gebäudeteile, Bäume oder andere 
Gegenstände auf versicherte Sachen 
(siehe § 1) wirft,

		  c)	� als Folge eines Schadens gemäß a) 
oder b) an versicherten Sachen (sie­
he § 1) oder an baulich verbundenen  
Gebäuden. 

4.		�  Der Versicherungsschutz gegen Sturm und 
Hagel erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden 

		  a)	� durch Sturmflut, 

		  b)	� durch Lawinen oder Schneedruck,

		  c)	� durch Eindringen von Regen, Hagel, 
Schnee oder Schmutz durch nicht ord­
nungsgemäß geschlossene Fenster, 
Außentüren oder andere Öffnungen, 
es sei denn, dass diese Öffnungen 
durch Sturm oder Hagel entstanden 
sind und einen Gebäudeschaden dar­
stellen, 

		  d)	� an Laden- und Schaufensterscheiben, 

		  e)	� an versicherten Sachen (siehe § 1), 
soweit die Gebäude nicht bezugsfer­
tig sind oder wegen Umbauarbeiten 
für ihren Zweck nicht benutzbar sind,

		  f)	� durch Brand, Blitzschlag, Überspan­
nung durch Blitz, Explosion, Implosi­
on, Anprall oder Absturz eines Luft­
fahrzeuges, seiner Teile oder seiner 
Ladung (siehe §§ 4 Nr. 1 a) und 5), 

		  g)	� durch Leitungswasser (siehe § 6) oder 
Rohrbruch (siehe § 7), 

		  h)	� Trockenheit oder Austrocknung.

§ 9		� Umfang und Anpassung des 
Versicherungsschutzes

1.		�  Grundlage der Entschädigungsberech­
nung ist der Betrag, der aufzuwenden 
ist, um Sachen gleicher Art und Güte 
in neuwertigem Zustand herzustellen, 
ausgedrückt in Preisen des Jahres 1914 
(Gleitender Neuwert). Maßgebend ist 
der ortsübliche Neubauwert einschließ­
lich Architektengebühren sowie sonstige  
Konstruktions- und Planungskosten.

		�  Bestandteil des Gleitenden Neuwertes 
sind insoweit auch Aufwendungen, die 
dadurch entstehen, dass die Wiederher­
stellung der Sachen in derselben Art und 
Güte infolge Technologiefortschritts ent­
weder nicht möglich ist oder nur mit un­
wirtschaftlichem Aufwand möglich wäre. 
Die Ersatzgüter müssen hierbei den vor­
handenen Sachen möglichst nahe kom­
men. 

		�  Nicht Bestandteil des Gleitenden Neuwer­
tes sind Mehrkosten durch behördliche 
Wiederherstellungsbeschränkungen, die 
dadurch entstehen, dass Sachen aufgrund 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in 
derselben Art und Güte wiederhergestellt 
werden dürfen, es sei denn, dass diese 
Mehrkosten als Technologiefortschritt zu 
berücksichtigen sind. Versicherungsschutz 
für diese Mehrkosten besteht gemäß den 
Vereinbarungen zu den versicherten Mehr­
kosten (siehe § 26 Nr. 5)

		�  Mehrkosten durch Preissteigerungen 
zwischen dem Eintritt des Versicherungs­
falles und der Wiederherstellung sind 
ebenfalls nicht Bestandteil des Gleiten­
den Neuwertes. Versicherungsschutz für 
diese Mehrkosten besteht gemäß den 
Vereinbarungen zu den versicherten 
Mehrkosten (siehe § 26 Nr.4)

2.		�  Wenn sich durch bauliche Maßnahmen 
innerhalb des laufenden Versicherungs­
jahres der Wert des Gebäudes erhöht, be­
steht bis zum Schluss dieses Jahres auch 
insoweit Versicherungsschutz. 

3.		�  Der Versicherer passt den Versicherungs­
schutz gemäß Nr. 1. an die Baukostenent­
wicklung an (siehe § 10 Nr. 2). Es besteht 
insoweit Versicherungsschutz auf der 
Grundlage des ortsüblichen Neubauwer­
tes zum Zeitpunkt des Versicherungs­
falles. 

§ 10	� Prämie in der Gleitenden Neuwert
versicherung und deren Anpassung

1.		�  Grundlagen der Berechnung der Prämie 
sind die Versicherungssumme „Wert 

1914“ (siehe § 9 Nr. 1), der vereinbarte 
Prämiensatz  sowie der Anpassungs­
faktor (siehe Nr. 2. a)). Die jeweils zu 
zahlende Jahresprämie wird berechnet 
durch Multiplikation der bei Vertragsab­
schluss vereinbarten Grundprämie 1914 
(Versicherungssumme „Wert 1914“ mul­
tipliziert mit dem Prämiensatz) mit dem 
jeweils gültigen Anpassungsfaktor.

2.		�  Die Prämie verändert sich entsprechend 
der Anpassung des Versicherungsschutzes 
(siehe § 9 Nr. 3) gemäß der Erhöhung oder 
Verminderung des Anpassungsfaktors. 

		  a)	� Der Anpassungsfaktor erhöht oder 
vermindert sich jeweils zum 1. Januar 
eines jeden Jahres für die in diesem 
Jahr beginnende Versicherungsperi­
ode entsprechend dem Prozentsatz, 
um den sich der jeweils für den Mo­
nat Mai des Vorjahres veröffentlichte 
Baupreisindex für Wohngebäude und 
der für den Monat April des Vorjahres 
veröffentlichte Tariflohnindex für das 
Baugewerbe geändert haben. Beide 
Indizes gibt das Statistische Bundes­
amt bekannt  Bei der Anpassung wird 
die Änderung des Baupreisindexes für 
Wohngebäude zu 80 Prozent und die 
des Tariflohnindexes für das Bauge­
werbe zu 20 Prozent berücksichtigt;  
der jeweilige Index wird auf zwei Stel­
len nach dem Komma gerundet. 

			�   Der Anpassungsfaktor wird auf zwei  
Stellen nach dem Komma errechnet 
und gerundet.

			�   Soweit bei Rundungen die dritte Zahl 
nach dem Komma eine Fünf oder eine 
höhere Zahl ist, wird aufgerundet, 
sonst abgerundet. 

		  b)	� Der Versicherungsnehmer kann einer  
Erhöhung der Prämie innerhalb eines  
Monats, nachdem ihm die Mitteilung 
über die Erhöhung des Anpassungs­
faktors zugegangen ist, durch Erklä­
rung in Textform widersprechen. Zur 
Wahrung der Frist genügt die rechtzei­
tige Absendung. Damit wird die Erhö­
hung nicht wirksam. Die Versicherung 
bleibt dann als Neuwertversicherung 
(§ 11 Nr.1) in Kraft, und zwar zur bis­
herigen Prämie und mit einer Ver­
sicherungssumme, die sich aus der 
Versicherungssumme „Wert 1914“ 
multipliziert mit 1/100 des Baupreis­
indexes für Wohngebäude ergibt, der 
im Mai des Vorjahres galt. 

		�  In diesem Fall gilt ein vereinbarter Unter­
versicherungsverzicht (siehe § 12 Nr.4) 
nicht mehr. 

3.		�  Das Recht des Versicherungsnehmers  
auf Herabsetzung der Versicherungs­
summe wegen erheblicher Überversiche­
rung bleibt unberührt. 

§ 10a	 Tarifanpassung

1.		�  Der Prämiensatz wird unter Berücksich­
tigung der Schadenaufwendungen, der 
Kosten (Provisionen, Sach- und Personal­
kosten und Aufwand für Rückversiche­
rung), des Gewinnansatzes und ggf. der 
Feuerschutzsteuer kalkuliert. 

2.		�  Der Versicherer ist berechtigt, den Prämi­
ensatz für bestehende Versicherungsver­
träge jährlich zu überprüfen. Hierbei ist 
zusätzlich auf der Basis der bisherigen 
Schadenentwicklung auch die voraus­
sichtliche künftige Entwicklung des unter­
nehmensindividuellen Schadenbedarfs 
zu berücksichtigen 

3.		�  Tarifliche Anpassungen von Prämien­
sätzen können vom Versicherer zur 
Hauptfälligkeit des Vertrages mit Wirkung 
ab Beginn des nächsten Versicherungs­
jahres vorgenommen werden. **) �Der Anpassungsfaktor für das Jahr 2012 beträgt 15,66.



4.		�  Der Prämiensatz wird für Teile des Ge­
samtbestandes, die nach objektiv risiko­
bezogenen Kriterien abgrenzbar sind 
(z. B. Nutzungsart der Gebäude, Bauart, 
Alter oder geographische Lage), mittels 
anerkannter mathematisch-statistischer 
oder geographischer Verfahren getrennt 
ermittelt. 

		�  Preissteigerungen, die in die Entwicklung 
des Anpassungsfaktors eingeflossen 
sind, dürfen bei der Neukalkulation nicht 
noch einmal berücksichtigt werden. 

5.		�  Der Versicherer ist berechtigt, einen sich 
ergebenden Anpassungsbedarf an die 
betroffenen Versicherungsverträge wei­
terzugeben. 

		  5.1		� Prämiensenkungen gelten automa­
tisch – auch ohne Information des 
Versicherungsnehmers – als ver­
einbart. 

		  5.2.	� Prämienerhöhungen werden dem  
Versicherungsnehmer unter Gegen­
überstellung der alten und neuen 
Prämienhöhe mindestens einen 
Monat vor Hauptfälligkeit mitge­
teilt. Der Versicherungsnehmer 
kann den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Ein­
gang der Mitteilung mit sofortiger 
Wirkung, frühestens jedoch zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Prämienerhöhung, kündigen. 

6.		�  Individuell vereinbarte Zuschläge oder 
tarifliche Nachlässe bleiben von der Tari­
fanpassung unberührt. 

7.		�  Die bedingungsgemäße Änderung des 
Anpassungsfaktors bleibt von diesen Be­
stimmungen unberührt.

§ 10b	� Kündigung von Klauseln oder 
versicherten Gefahren

1.		�  Versicherungsnehmer und Versicherer 
können unter Einhaltung einer Frist von 
drei Monaten einzelne Klauseln oder 
versicherte Gefahren (mit Ausnahme der 
Gefahr Feuer) durch schriftliche Erklä­
rung kündigen. Der Versicherungsneh­
mer kann bestimmen, dass seine Kün­
digung erst zum Schluss des laufenden 
Versicherungsjahres wirksam wird. 

2.		�  Macht der Versicherer von seinem Kündi­
gungsrecht Gebrauch, so kann der Ver­
sicherungsnehmer den Gesamtvertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Erklärung des Versicherers zum gleichen 
Zeitpunkt kündigen. 

3.		�  Kündigt der Versicherer, so gebührt 
ihm der Teil der Prämie, der der Gefahr­
tragung entspricht. Gleiches gilt, wenn 
der Versicherungsnehmer gemäß Abs. 2 
kündigt.

§ 11	� Versicherung zum Neuwert oder Zeitwert

		�  Abweichend von § 9 können auch der 
Neuwert, der Zeitwert oder der Gemeine 
Wert als Versicherungswert vereinbart 
werden. 

1.		  Neuwert

		�  Der Neuwert ist der Betrag, der aufzuwen­
den ist, um Sachen gleicher Art und Güte 
in neuwertigem Zustand herzustellen. 
Maßgebend ist der ortsübliche Neubau­
wert einschließlich Architektengebühren 
sowie sonstige Konstruktions- und Pla­
nungskosten. Bestandteil des Neuwertes 
sind insoweit auch Aufwendungen, die 
dadurch entstehen, dass die Wiederher­
stellung der Sachen in derselben Art und 
Güte infolge Technologiefortschritts ent­
weder nicht möglich ist oder nur mit un­
wirtschaftlichem Aufwand möglich wäre. 
Die Ersatzgüter müssen hierbei den vor­

handenen Sachen möglichst nahe kom­
men.

		�  Nicht Bestandteil des Neuwertes sind 
Mehrkosten durch behördliche Wieder­
herstellungsbeschränkungen, die dadurch 
entstehen, dass Sachen aufgrund öf­
fentlich-rechtlicher Vorschriften nicht in 
derselben Art und Güte wiederhergestellt 
werden dürfen, es sei denn, dass diese 
Mehrkosten als Technologiefortschritt 
zu berücksichtigen sind. Versicherungs­
schutz für diese Mehrkosten besteht 
gemäß den Vereinbarungen zu den versi­
cherten Mehrkosten (siehe § 26 Nr.5)

		�  Mehrkosten durch Preissteigerungen zwi­
schen dem Eintritt des Versicherungsfal­
les und der Wiederherstellung sind eben­
falls nicht Bestandteil des Neuwertes. 
Versicherungsschutz für diese Mehrkos­
ten besteht gemäß den Vereinbarungen 
zu den versicherten Mehrkosten (siehe 
§ 26 Nr. 4).

2.		  Zeitwert

		�  Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert 
des Gebäudes (siehe 1.) abzüglich der 
Wertminderung durch Alter und Abnut­
zung. 

3.		  Gemeiner Wert

		�  Der Gemeine Wert ist der erzielbare Ver­
kaufspreis für das Gebäude oder für das 
Altmaterial. Ist Versicherung zum Glei­
tenden Neuwert, Neuwert oder Zeitwert 
vereinbart und ist das Gebäude zum 
Abbruch bestimmt oder sonst dauernd 
entwertet, so ist Versicherungswert le­
diglich der Gemeine Wert. Eine dauernde 
Entwertung liegt insbesondere vor, wenn 
die Gebäude für ihren Zweck nicht mehr 
zu verwenden sind.

§ 12	� Ermittlung der Versicherungssumme;  
Unterversicherungsverzicht

1.		�  Ermittlung der Versicherungssumme in 
der Gleitenden Neuwertversicherung 

		  a)	� Die Versicherungssumme ist nach 
dem ortsüblichen Neubauwert (siehe 
§ 9 Nr. 1 zu ermitteln, der in den Prei­
sen des Jahres 1914 ausgedrückt wird 
(Versicherungssumme „Wert 1914“).

		  b)	� Die Versicherungssumme gilt als rich­
tig ermittelt, wenn 

			   ba)		� sie aufgrund einer vom Versi­
cherer anerkannten Schätzung 
eines Bausachverständigen fest­
gesetzt wird, 

			   bb)	� der Versicherungsnehmer im 
Antrag den Neubauwert in 
Preisen eines anderen Jahres 
zutreffend angibt und der Ver­
sicherer diesen Betrag umrech­
net, 

			   bc)		� der Versicherungsnehmer An­
tragsfragen nach Größe, Aus­
bau und Ausstattung des Ge­
bäudes zutreffend beantwortet 
und der Versicherer hiernach 
die Versicherungssumme 1914 
berechnet. 

2.		�  Ermittlung der Versicherungssumme in 
der Neu- oder Zeitwertversicherung 

		�  Ist Neuwert oder Zeitwert vereinbart wor­
den, soll der Versicherungsnehmer die 
Versicherungssumme für die versicherte 
Sache für die Dauer des Versicherungs­
verhältnisse dem jeweils gültigen Versi­
cherungswert anpassen.

3.		�  Wenn bauliche Änderungen vorgenom­
men werden, soll der Versicherungsneh­
mer die Versicherungssumme an den ver­
änderten Versicherungswert anpassen.

4.		  Unterversicherungsverzicht 

		  a)	� Wird die nach Nr. 1. ermittelte Versiche­
rungssumme „Wert 1914“ vereinbart,  
nimmt der Versicherer bei der Ent­
schädigung (einschließlich Kosten 
und Mietausfall) keinen Abzug wegen 
Unterversicherung (s. § 26 Nr.  9) vor 
(Unterversicherungsverzicht). 

		  b)	� Ergibt sich im Versicherungsfall, dass 
die Beschreibung des Gebäudes und 
seiner Ausstattung gemäß Nr. 1b, bc) 
von den tatsächlichen Verhältnissen 
bei Vertragsabschluss abweicht und 
ist dadurch die Versicherungssumme 
„Wert 1914“ zu niedrig bemessen, 
so kann der Versicherer nach den 
Regelungen über die Anzeigepflicht­
verletzungen vom Vertrag zurücktre­
ten, kündigen oder eine Vertragsan­
passung vornehmen; ferner kann er 
bezüglich der Differenz zwischen ver­
einbarter Versicherungssumme und  
tatsächlichem Versicherungswert nach  
den Regeln der Unterversicherung 
leistungsfrei sein.

		  c)	� Der Unterversicherungsverzicht gilt 
ferner nicht, wenn der der Versiche­
rungssummenermittlung zu Grunde 
liegende Bauzustand nach Vertrags­
abschluss durch wertsteigernde bau­
liche Maßnahmen verändert wurde 
und die Veränderung dem Versicherer 
nicht unverzüglich angezeigt wurde. 
Dies gilt nicht, soweit der ortsübli­
che Neubauwert innerhalb des zum 
Zeitpunkt des Versicherungsfalles 
laufenden Versicherungsjahres durch 
bauliche Maßnahmen erhöht wurde.

§ 13	� Beginn des Versicherungsschutzes,  
Fälligkeit, Zahlung

1.		�  Beginn des Versicherungsschutzes 

		�  Der Versicherungsschutz beginnt vorbe­
haltlich der Regelungen über die Folgen 
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 
der Erst- oder Einmalprämie zu dem im 
Versicherungsschein angegebenen Zeit­
punkt.

2.		�  Fälligkeit der ersten oder einmaligen Prämie

		�  Die erste oder einmalige Prämie ist – 
unabhängig von dem Bestehen eines 
Widerrufrechts – unverzüglich nach dem 
Zeitpunkt des vereinbarten und im Ver­
sicherungsschein angegebenen Versiche­
rungsbeginns zu zahlen.

		�  Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Ver­
sicherungsbeginns vor Vertragsschluss, 
ist die erste oder einmalige Prämie unver­
züglich nach Vertragsschluss zu zahlen.

		�  Zahlt der Versicherungsnehmer nicht 
unverzüglich nach dem in Satz 1 oder 
2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst, nachdem die 
Zahlung bewirkt ist.

		�  Weicht der Versicherungsschein vom An­
trag des Versicherungsnehmers oder ge­
troffenen Vereinbarungen ab, ist die erste 
oder einmalige Prämie – unabhängig vom 
Bestehen eines Widerspruchrechts – un­
verzüglich zu zahlen.

		�  Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in  
Raten gilt die erste Rate als erste Prämie.

3.		�  Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zah­
lungsverzug 

		�  Wird die erste oder einmalige Prämie 
nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden 
Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der 
Versicherer vom Vertrag zurücktreten, so­
lange die Zahlung nicht bewirkt ist.

		�  Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn 
der Versicherungsnehmer die Nichtzah­
lung nicht zu vertreten hat.



4.		�  Leistungsfreiheit des Versicherers 

		�  Wenn der Versicherungsnehmer die erste 
oder einmalige Prämie nicht zu dem nach 
Nr.  2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt 
zahlt, so ist der Versicherer für einen 
vor Zahlung der Prämie eingetretenen 
Versicherungsfall nicht zur Leistung ver­
pflichtet, wenn er den Versicherungs­
nehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf die­
se Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prä­
mie aufmerksam gemacht hat.

		�  Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht 
ein, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

§ 14	 Folgeprämie

1.		�  Fälligkeit

		  a)	� Eine Folgeprämie wird zu dem verein­
barten Zeitpunkt der jeweiligen Versi­
cherungsperiode fällig.

		  b)	� Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn 
sie innerhalb des im Versicherungs­
schein oder in der Prämienrechnung 
angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2.		�  Schadenersatz bei Verzug 

		�  Ist der Versicherungsnehmer mit der Zah­
lung einer Folgeprämie in Verzug, ist der 
Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm 
durch den Verzug entstandenen Scha­
dens zu verlangen.

3.		�  Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht 
nach Mahnung

		  a)	� Der Versicherer kann den Versiche­
rungsnehmer bei nicht rechtzeitiger 
Zahlung einer Folgeprämie auf des­
sen Kosten in Textform zur Zahlung 
auffordern und eine Zahlungsfrist von 
mindestens zwei Wochen ab Zugang 
der Zahlungsaufforderung bestim­
men (Mahnung). Die Mahnung ist 
nur wirksam, wenn der Versicherer je 
Vertrag die rückständigen Beträge der 
Prämie, Zinsen und Kosten im Einzel­
nen beziffert und außerdem auf die 
Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und 
Kündigungsrecht – aufgrund der nicht 
fristgerechten Zahlung hinweist.

		  b)	� Tritt nach Ablauf der in der Mahnung 
gesetzten Zahlungsfrist ein Versiche­
rungsfall ein und ist der Versiche­
rungsnehmer bei Eintritt des Versi­
cherungsfalles mit der Zahlung der 
Prämie oder der Zinsen oder Kosten in 
Verzug, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei.

		  c)	� Der Versicherer kann nach Ablauf der 
in der Mahnung gesetzten Zahlungs­
frist den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist mit sofortiger 
Wirkung kündigen, sofern der Versi­
cherungsnehmer mit der Zahlung der 
geschuldeten Beträge in Verzug ist.

		�  Die Kündigung kann mit der Bestimmung 
der Zahlungsfrist so verbunden werden, 
dass sie mit Fristablauf wirksam wird, 
wenn der Versicherungsnehmer zu die­
sem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug 
ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer 
bei der Kündigung ausdrücklich hinzu­
weisen.

4.		�  Zahlung der Prämie nach Kündigung 

		�  Die Kündigung wird unwirksam, wenn der 
Versicherungsnehmer innerhalb eines 
Monats nach der Kündigung oder, wenn 
sie mit der Fristbestimmung verbunden 
worden ist, innerhalb eines Monats nach 
Fristablauf die Zahlung leistet. Die Rege­
lung über die Leistungsfreiheit des Versi­
cherers (Nr. 3b) bleibt unberührt.

§ 15	 Lastschriftverfahren

		�  Ist zur Einziehung der Prämie das Last­
schriftverfahren  vereinbart worden, gilt 
die Zahlung als rechtzeitig, wenn die 
Prämie zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Fälligkeitstag eingezogen 
werden kann und der Versicherungsneh­
mer einer berechtigten Einziehung nicht 
widerspricht. Konnte die fällige Prämie 
ohne Verschulden des Versicherungsneh­
mers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach 
einer schriftlichen Zahlungsaufforderung 
des Versicherers erfolgt. Hat der Versiche­
rungsnehmer zu vertreten, dass eine oder 
mehrere Prämien wiederholt nicht einge­
zogen werden können, ist der Versicherer 
berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in 
Textform zu kündigen. 

§ 16	 Ratenzahlung

		�  Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in 
Raten vereinbart, sind die noch ausste­
henden Raten sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung 
einer Rate im Verzug ist.

		�  Ferner kann der Versicherer für die Zu­
kunft jährliche Prämienzahlung verlan­
gen.

§ 17	� Prämie bei vorzeitiger  
Vertragsbeendigung

1.		  Allgemeiner Grundsatz 

		  a)	� Im Falle der vorzeitigen Vertragsbe­
endigung steht dem Versicherer nur 
derjenige Teil der Prämie zu, der dem 
Zeitraum entspricht, in dem der Versi­
cherungsschutz bestanden hat.

		  b)	� Fällt das versicherte Interesse nach 
dem Beginn der Versicherung weg, 
steht dem Versicherer die Prämie zu, 
die er hätte beanspruchen können, 
wenn die Versicherung nur bis zu dem 
Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu 
dem der Versicherer vom Wegfall des 
Interesses Kenntnis erlangt hat. 

2.		�  Prämie oder Geschäftsgebühr bei Wider­
ruf, Rücktritt, Anfechtung und fehlendem 
versicherten Interesse 

		  a)	� Übt der Versicherungsnehmer sein 
Recht aus, seine Vertragserklärung 
innerhalb von 14 Tagen zu widerru­
fen, hat der Versicherer nur den auf 
die Zeit nach Zugang des Widerrufs 
entfallenden Teil der Prämien zu er­
statten. Voraussetzung ist, dass der 
Versicherer in der Belehrung über das 
Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen 
des Widerrufs und den zu zahlenden 
Betrag hingewiesen und der Versiche­
rungsnehmer zugestimmt hat, dass 
der Versicherungsschutz vor Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. 

			�   Ist die Belehrung nach Satz 2 unter­
blieben, hat der Versicherer zusätzlich 
die für das erste Versicherungsjahr 
gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
Leistungen aus dem Versicherungs­
vertrag in Anspruch genommen hat. 

		  b)	� Wird das Versicherungsverhältnis 
durch Rücktritt des Versicherers be­
endet, weil der Versicherungsnehmer 
Gefahrumstände, nach denen der  
Versicherer vor Vertragsannahme in 
Textform gefragt hat, nicht angezeigt 
hat, so steht dem Versicherer die 
Prämie bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung zu. 

			�   Wird das Versicherungsverhältnis 
durch Rücktritt des Versicherers been­
det, weil die einmalige oder die erste 

Prämie nicht rechtzeitig gezahlt wor­
den ist, so steht dem Versicherer eine 
angemessene Geschäftsgebühr zu. 

		  c)	� Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Anfechtung des Versicherers wegen 
arglistiger Täuschung beendet, so 
steht dem Versicherer die Prämie 
bis zum Wirksamwerden der Anfech­
tungserklärung zu. 

		  d)	� Der Versicherungsnehmer ist nicht zur 
Zahlung der Prämie verpflichtet, wenn 
das versicherte Interesse bei Beginn 
der Versicherung nicht besteht, oder 
wenn das Interesse bei einer Versi­
cherung, die für ein künftiges Unter­
nehmen oder für ein anderes künf­
tiges Interesse genommen ist, nicht 
entsteht. Der Versicherer kann jedoch 
eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen. 

			�   Hat der Versicherungsnehmer ein 
nicht bestehendes Interesse in der 
Absicht versichert, sich dadurch ei­
nen rechtswidrigen Vermögensvorteil 
zu verschaffen, ist der Vertrag nich­
tig. Dem Versicherer steht in diesem 
Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt 
zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis 
erlangt. 

§ 18	 Dauer und Ende des Vertrages

1.		�  Dauer

		�  Der Vertrag ist für den im Versicherungs­
schein angegebenen Zeitraum abge­
schlossen.

2.		�  Stillschweigende Verlängerung

		�  Bei einer Vertragsdauer von mindestens  
einem Jahr verlängert sich der Vertrag um 
jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Ver­
tragsparteien spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs­
jahres eine Kündigung zugegangen ist.

3.		�  Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

		�  Der Vertrag kann bei einer Vertragslauf­
zeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf 
des dritten oder jedes darauf folgenden 
Jahres unter Einhaltung einer Frist von 
drei Monaten vom Versicherungsnehmer 
gekündigt werden.

		�  Die Kündigung muss dem Versicherer 
spätestens drei Monate vor dem Ab­
lauf des jeweiligen Versicherungsjahres 
zugehen.

4.		�  Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

		�  Bei einer Vertragsdauer von weniger als  
einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass 
es einer Kündigung bedarf, zum vorgese­
henen Zeitpunkt.

5.		�  Nachweis bei angemeldetem Grund­
pfandrecht durch Realgläubiger 

		�  Hat ein Realgläubiger sein Grundpfand­
recht angemeldet, ist eine Kündigung des 
Versicherungsverhältnisses durch den 
Versicherungsnehmer im Hinblick auf die 
Gefahrengruppe Brand, Blitzschlag, Ex­
plosion, Implosion, Absturz oder Anprall 
eines Luftfahrzeuges nur wirksam, wenn 
der Versicherungsnehmer mindestens ei­
nen Monat vor Ablauf des Versicherungs­
vertrags nachgewiesen hat, dass zu dem 
Zeitpunkt, zu dem die Kündigung spätes­
tens zulässig war, das Grundstück nicht 
mit dem Grundpfandrecht belastet war 
oder dass der Realgläubiger der Kündi­
gung zugestimmt hat. Diese gilt nicht für 
eine Kündigung nach Veräußerung oder 
im Versicherungsfall.

6.		  Wegfall des versicherten Interesses 

		�  Fällt das versicherte Interesse nach dem 
Beginn der Versicherung weg, endet der 
Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Ver­



sicherer vom Wegfall des Risikos Kenntnis 
erlangt.

§ 19 �Veräußerung der versicherten Sachen; 
Rechte und Pflichten einschließlich 
Kündigung

1.	� Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang

	 a)	� Wird die versicherte Sache vom Versi­
cherungsnehmer veräußert, so tritt zum 
Zeitpunkt des Eigentumsübergangs (bei 
Immobilien das Datum des Grundbuch­
eintrages) an dessen Stelle der Erwerber 
in die während der Dauer seines Eigen­
tums aus dem Versicherungsverhältnis 
sich ergebenden Rechte und Pflichten 
des Versicherungsnehmers ein.

	 b)	� Der Veräußerer und der Erwerber haften 
für die Prämie, die auf die zur Zeit des 
Eintrittes des Erwerbers laufende Versi­
cherungsperiode entfällt, als Gesamt­
schuldner.

	 c)	� Der Versicherer muss den Eintritt des Er­
werbers erst gegen sich gelten lassen, 
wenn er hiervon Kenntnis erlangt.

2.	 Kündigungsrechte 

	 a)	� Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwer­
ber das Versicherungsverhältnis unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat 
zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht 
erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats ab der Kenntnis des Versicherers 
von der Veräußerung ausgeübt wird.

	 b)	� Der Erwerber ist berechtigt, das Versiche­
rungsverhältnis mit sofortiger Wirkung 
oder zum Ende der laufenden Versiche­
rungsperiode in Textform zu kündigen.

		�  Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es 
nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Erwerb, bei fehlender Kenntnis des Er­
werbers vom Bestehen der Versicherung 
innerhalb eines Monats ab Erlangung der 
Kenntnis, ausgeübt wird.

	 c)	� Im Falle der Kündigung nach a) und b) 
haftet der Veräußerer allein für die Zah­
lung der Prämie.

3.	� Anzeigepflichten

	 a)	� Die Veräußerung ist dem Versicherer vom 
Veräußerer oder Erwerber unverzüglich in 
Textform anzuzeigen.

	 b)	� Ist die Anzeige unterblieben, so ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflich­
tet, wenn der Versicherungsfall später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, 
zu dem die Anzeige hätte zugehen müs­
sen, und der Versicherer nachweist, dass 
er den mit dem Veräußerer bestehenden 
Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlos­
sen hätte.

	 c)	� Abweichend von b) ist der Versicherer zur 
Leistung verpflichtet, wenn ihm die Ver­
äußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, 
zu dem ihm die Anzeige hätten zugehen 
müssen, oder wenn zur Zeit des Eintrittes 
des Versicherungsfalles die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen 
war und er nicht gekündigt hat.

§ 20	� Rechtsverhältnis nach dem 
Versicherungsfall

1.		�  Kündigungsrecht 

		�  Nach dem Eintritt eines Versicherungs­
falles kann jede der Vertragsparteien 
den Versicherungsvertrag kündigen. Die 
Kündigung ist in Textform zu erklären. Die 
Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines 
Monats seit dem Abschluss der Verhand­
lungen über die Entschädigung zulässig. 

2.		  Kündigung durch Versicherungsnehmer

		�  Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, 
das Versicherungsverhältnis mit soforti­
ger Wirkung oder zu jedem späteren Zeit­

punkt bis zum Ablauf des Versicherungs­
jahres in Textform zu kündigen. 

3.		  Kündigung durch Versicherer

		�  Eine Kündigung des Versicherers wird  
einen Monat nach ihrem Zugang beim 
Versicherungsnehmer wirksam. 

§ 21	 gestrichen

§ 22	� Anzeigepflichten des Versicherungs
nehmers oder seines Vertreters

1.		�  Wahrheitsgemäße und vollständige An­
zeigepflicht von Gefahrumständen

		�  Der Versicherungsnehmer hat bis zur 
Abgabe seiner Vertragserklärung dem 
Versicherer alle ihm bekannten Gefah­
rumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und 
die für dessen Entschluss erheblich sind, 
den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt 
zu schließen.

		�  Der Versicherungsnehmer ist auch inso­
weit zur Anzeige verpflichtet, als nach 
seiner Vertragserklärung, aber vor Ver­
tragsannahme, der Versicherer in Text­
form Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

2.		�  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeige­
pflicht

		  a)	 Vertragsänderung

			�   Hat der Versicherungsnehmer die An­
zeigepflicht nicht vorsätzlich verletzt 
und hätte der Versicherer bei Kennt­
nis der nicht angezeigten Gefahrum­
stände den Vertrag auch zu anderen 
Bedingungen geschlossen, so werden 
die anderen Bedingungen auf Ver­
langen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Bei einer vom 
Versicherungsnehmer unverschulde­
ten Pflichtverletzung werden die an­
deren Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbe­
standteil.

			�   Erhöht sich durch eine Vertrags­
änderung die Prämie um mehr als 
10  Prozent oder schließt der Versi­
cherer die Gefahrabsicherung für 
den nicht angezeigten Umstand aus, 
so kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Ver­
sicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In dieser Mitteilung der 
Vertragsänderung hat der Versicherer 
den Versicherungsnehmer auf dessen 
Kündigungsrecht hinzuweisen.

		  b)	 Rücktritt und Leistungsfreiheit

			�   Verletzt der Versicherungsnehmer 
seine Anzeigepflicht nach Nummer 1, 
kann der Versicherer vom Vertrag zu­
rücktreten, es sei denn, der Versiche­
rungsnehmer hat die Anzeigepflicht 
weder vorsätzlich noch grob fahrläs­
sig verletzt.

			�   Bei grober Fahrlässigkeit des Versi­
cherungsnehmers ist das Rücktritts­
recht des Versicherers ausgeschlos­
sen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag bei Kenntnis der nicht ange­
zeigten Umstände zu gleichen oder 
anderen Bedingungen abgeschlossen 
hätte.

			�   Tritt der Versicherer nach Eintritt des 
Versicherungsfalles zurück, so ist er 
nicht zur Leistung verpflichtet, es sei 
denn, der Versicherungsnehmer weist 
nach, dass die Verletzung der Anzei­
gepflicht sich auf einen Umstand be­
zieht, der weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfal­
les noch für die Feststellung oder den 

Umfang der Leistungspflicht des Ver­
sicherers ursächlich ist. Hat der Ver­
sicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt, ist der Versicherer 
nicht zur Leistung verpflichtet.

		  c)	 Kündigung

			�   Verletzt der Versicherungsnehmer 
seine Anzeigepflicht nach Nr. 1 leicht 
fahrlässig oder schuldlos, kann der 
Versicherer den Vertrag unter Ein­
haltung einer Frist von einem Monat 
kündigen, es sei denn, der Versiche­
rer hätte den Vertrag bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände zu 
gleichen oder anderen Bedingungen 
abgeschlossen.

		  d)	� Ausschluss von Rechten des Versiche­
rers 

			�   Die Rechte des Versicherers zur 
Vertragsänderung (a), zum Rücktritt 
(b) und zur Kündigung (c) sind jeweils 
ausgeschlossen, wenn der Versiche­
rer den nicht angezeigten Gefahre­
numstand oder die unrichtige Anzeige 
kannte.

		  e)	 Anfechtung

			�   Das Recht des Versicherers, den Ver­
trag wegen arglistiger Täuschung an­
zufechten, bleibt unberührt.

3.		�  Frist für die Ausübung der Rechte des Ver­
sicherers

		�  Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), 
zum Rücktritt (2 b) oder zur Kündigung  
(2 c) muss der Versicherer innerhalb eines 
Monats schriftlich geltend machen und 
dabei die Umstände angeben, auf die er 
seine Erklärung stützt; zur Begründung 
kann er nachträglich weitere Umstän­
de innerhalb eines Monats nach deren 
Kenntniserlangung angeben. Die Monats­
frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem 
der Versicherer von der Verletzung der An­
zeigepflicht und der Umstände Kenntnis 
erlangt, die das von ihm jeweils geltend 
gemachte Recht begründen.

4.		  Rechtsfolgenhinweis

		�  Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), 
zum Rücktritt (2 b) und zur Kündigung  
(2 c) stehen dem Versicherer nur zu, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die 
Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht 
hingewiesen hat.

5.		  Erhebung von Strafbeiträgen

		�  Wurden dem Versicherungsvertrag auf­
grund unrichtiger Angaben seitens des 
Versicherungsnehmers Tarifmerkmale 
zugrunde gelegt, die nicht zutrafen und 
den Versicherungsnehmer begünstigen 
und/oder wurden diese Zuordnungen 
während der Vertragslaufzeit schuldhaft 
beibehalten, ist der Versicherer berech­
tigt Strafbeiträge in Höhe der doppelten 
Prämie, die bei richtiger Einstufung hätte 
erhoben werden müssen, mindestens 
jedoch 1.000 EUR, zu erheben. Die Er­
hebung der Strafbeiträge durch den Ver­
sicherer  ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
verletzt hat. Strafbeiträge können vom 
Versicherer mit einer Entschädigungsleis­
tung verrechnet werden.

6.		  Vertreter des Versicherungsnehmers

		�  Wird der Vertrag von einem Vertreter des 
Versicherungsnehmers geschlossen, so 
sind bei der Anwendung von Nr. 1, 2 und 
5 sowohl die Kenntnis und die Arglist des 
Vertreters als auch die Kenntnis und die 
Arglist des Versicherungsnehmers zu be­
rücksichtigen. Der Versicherungsnehmer 
kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig ver­



letzt worden ist, nur berufen, wenn weder 
dem Vertreter noch dem Versicherungs­
nehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fällt.

7.		  Erlöschen der Rechte des Versicherers

		�  Die Rechte des Versicherers zur Vertrags­
änderung (2 a), zum Rücktritt (2 b), zur 
Kündigung (2 c) erlöschen mit Ablauf 
von fünf Jahren nach Vertragsschluss; 
dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die 
vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. 
Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre beim 
Recht des Versicherers zur Erhebung von 
Strafbeiträgen (5) oder wenn der Versi­
cherungsnehmer oder sein Vertreter die 
Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig 
verletzt hat.

§ 23	 Gefahrerhöhung

1.		�  Begriff der Gefahrerhöhung

		  a)	� Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn 
nach Abgabe der Vertragserklärung 
des Versicherungsnehmers die tat­
sächlich vorhandenen Umstände so 
verändert werden, dass der Eintritt 
des Versicherungsfalles oder eine Ver­
größerung des Schadens oder die un­
gerechtfertigte Inanspruchnahme des 
Versicherers wahrscheinlicher wird. 

		  b)	� Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung 
kann insbesondere – aber nicht nur – 
vorliegen, wenn

			   ba)		� sich ein gefahrerheblicher Um­
stand ändert, nach dem der 
Versicherer vor Vertragsschluss 
gefragt hat, 

			   bb)	� an einem Gebäude Baumaß­
nahmen durchgeführt werden, 
in deren Verlauf das Dach ganz 
oder teilweise entfernt wird 
oder die das Gebäude überwie­
gend unbenutzbar machen,

			   bc)		� in dem versicherten Gebäude 
ein Gewerbebetrieb aufgenom­
men oder verändert wird,

			   bd)	� das Gebäude nach Vertrags­
schluss unter Denkmalschutz 
gestellt wurde.

		  c)	� Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt 
nicht vor, wenn sich die Gefahr nur 
unerheblich erhöht hat oder nach den 
Umständen als mitversichert gilt.

2.		�  Pflichten des Versicherungsnehmers

		  a)	� Nach Abgabe seiner Vertragserklä­
rung darf der Versicherungsnehmer 
ohne vorherige Zustimmung des Ver­
sicherers keine Gefahrerhöhung vor­
nehmen oder deren Vornahme durch 
einen Dritten gestatten.

		  b)	� Erkennt der Versicherungsnehmer 
nachträglich, dass er ohne vorherige 
Zustimmung des Versicherers eine 
Gefahrerhöhung vorgenommen oder 
gestattet hat, so muss er diese dem 
Versicherer unverzüglich anzeigen.

		  c)	� Eine Gefahrerhöhung, die nach Abga­
be seiner Vertragserklärung unabhän­
gig von seinem Willen eintritt, muss 
der Versicherungsnehmer dem Versi­
cherer unverzüglich anzeigen, nach­
dem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

3.		�  Kündigung oder Vertragsanpassung durch 
den Versicherer

		  a)	 Kündigungsrecht des Versicherers

			�   Verletzt der Versicherungsnehmer sei­
ne Verpflichtung nach Nr. 2 a), kann 
der Versicherer den Vertrag fristlos 
kündigen, wenn der Versicherungs­
nehmer seine Verpflichtung vorsätz­
lich oder grob fahrlässig verletzt hat. 
Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit hat der Versiche­

rungsnehmer zu beweisen.

			�   Beruht die Verletzung auf einfacher 
Fahrlässigkeit, kann der Versicherer 
unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen.

			�   Wird dem Versicherer eine Gefahrer­
höhung in den Fällen nach Nr. 2 b) 
und Nr. 2 c) bekannt, kann er den Ver­
trag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen.

		  b)	 Vertragsänderung

			�   Statt der Kündigung kann der Versi­
cherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrer­
höhung eine seinen Geschäftsgrund­
sätzen entsprechende erhöhte Prämie 
verlangen oder die Absicherung der 
erhöhten Gefahr ausschließen.

			�   Erhöht sich die Prämie als Folge der 
Gefahrerhöhung um mehr als 10 Pro­
zent oder schließt der Versicherer die 
Absicherung der erhöhten Gefahr aus, 
so kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Ver­
sicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In der Mitteilung hat der 
Versicherer den Versicherungsnehmer 
auf dieses Kündigungsrecht hinzu­
weisen.

4.		�  Erlöschen der Rechte des Versicherers 

		�  Die Rechte des Versicherers zur Kündi­
gung oder Vertragsanpassung nach Nr. 3 
erlöschen, wenn diese nicht innerhalb ei­
nes Monats ab Kenntnis des Versicherers 
von der Gefahrerhöhung ausgeübt wer­
den oder wenn der Zustand wiederher­
gestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung 
bestanden hat.

5.		�  Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

		  a)	� Tritt nach einer Gefahrerhöhung der 
Versicherungsfall ein, so ist der Versi­
cherer nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn der Versicherungsnehmer seine 
Pflichten nach Nr. 2a) vorsätzlich ver­
letzt hat. Verletzt der Versicherungs­
nehmer diese Pflichten grob fahrläs­
sig, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu 
kürzen, das der Schwere des Ver­
schuldens des Versicherungsnehmers 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit hat der Versi­
cherungsnehmer zu beweisen.

		  b)	� Nach einer Gefahrerhöhung nach  
Nr. 2 b) und Nr 2 c) ist der Versiche­
rer für einen Versicherungsfall, der 
später als einen Monat nach dem 
Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige 
dem Versicherer hätte zugegangen 
sein müssen, leistungsfrei, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Anzeige­
pflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der 
Versicherungsnehmer seine Pflicht 
grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 
2 und 3 entsprechend. Die Leistungs­
pflicht des Versicherers bleibt beste­
hen, wenn ihm die Gefahrerhöhung 
zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die An­
zeige hätte zugegangen sein müssen, 
bekannt war.

		  c)	� Die Leistungspflicht des Versicherers 
bleibt bestehen,

			   ca)		� soweit der Versicherungsneh­
mer nachweist, dass die Ge­
fahrerhöhung nicht ursächlich 
für den Eintritt des Versiche­
rungsfalles oder den Umfang 
der Leistungspflicht war oder 

			   cb)		� wenn zur Zeit des Eintrittes des 
Versicherungsfalles die Frist für 
die Kündigung des Versicherers 
abgelaufen und eine Kündi­
gung nicht erfolgt war oder

			   cc)		� wenn der Versicherer statt der  
Kündigung ab dem Zeitpunkt 
der Gefahrerhöhung eine sei­
nen Geschäftsgrundsätzen ent­
sprechend erhöhte Prämie 
verlangt.

§ 24	� Vertraglich vereinbarte, besondere  
Obliegenheiten des Versicherungs
nehmers, Sicherheitsvorschriften

1.		  Sicherheitsvorschriften

		�  Als vertraglich vereinbarte, besondere 
Obliegenheiten hat der Versicherungs­
nehmer

		  a)	� die versicherten Sachen, insbeson­
dere wasserführende Anlagen und 
Einrichtungen, Dächer und außen an­
gebrachte Sachen stets in ordnungs­
gemäßem Zustand zu erhalten und 
Mängel oder Schäden unverzüglich 
beseitigen zu lassen,

		  b)	� nicht genutzte Gebäude oder Gebäu­
deteile zu jeder Jahreszeit genügend 
häufig zu kontrollieren und dort alle 
wasserführenden Anlagen und Ein­
richtungen abzusperren, zu entleeren 
und entleert zu halten,

		  c)	� in der kalten Jahreszeit alle Gebäude 
und Gebäudeteile zu beheizen und 
dies genügend häufig zu kontrollieren 
oder dort alle wasserführenden Anla­
gen und Einrichtungen abzusperren, 
zu entleeren und entleert zu halten.

		  d)	� zur Vermeidung von Überschwem­
mungs- bzw. Rückstauschäden

			   da)		� bei rückstaugefährdeten Räu­
men Rückstausicherungen funk­
tionsbereit zu halten und

			   db)	� Abflussleitungen auf dem Ver­
sicherungsgrundstück freizuhal­
ten.

2.		  Folgen der Obliegenheitsverletzung

		�  Verletzt der Versicherungsnehmer eine 
der in Nr. 1 genannten Obliegenheiten, ist 
der Versicherer unter den in § 25 Nr. 1 b) 
und Nr. 3 beschriebenen Voraussetzun­
gen zur Kündigung berechtigt oder auch 
ganz oder teilweise leistungsfrei. 

§ 25	� Obliegenheiten vor, bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalles

1.		�  Obliegenheiten vor Eintritt des Versiche­
rungsfalles 

		  a)	� Vertraglich vereinbarte Obliegenhei­
ten, die der Versicherungsnehmer vor 
Eintritt des Versicherungsfalles zu er­
füllen hat, sind:

			   aa)		� die Einhaltung aller gesetzli­
chen, behördlichen sowie ver­
traglich vereinbarten Sicher­
heitsvorschriften gemäß § 24,

			   ab)		� die Einhaltung aller sonstigen 
vertraglich vereinbarten Oblie­
genheiten.

		  b)	� Verletzt der Versicherungsnehmer 
vorsätzlich oder grob fahrlässig eine 
Obliegenheit, die er vor Eintritt des 
Versicherungsfalles gegenüber dem 
Versicherer zu erfüllen hat, so kann 
der Versicherer innerhalb eines Mo­
nats, nachdem er von der Verletzung 
Kenntnis erlangt hat, den Vertrag frist­
los kündigen.

			�   Das Kündigungsrecht des Versicherers 
ist ausgeschlossen, wenn der Versi­
cherungsnehmer beweist, dass er die 
Obliegenheit weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig verletzt hat.



2.		�  Obliegenheiten bei und nach Eintritt des 
Versicherungsfalls 

		  a)	� Der Versicherungsnehmer hat bei und 
nach Eintritt des Versicherungsfalls 

			   aa)		� nach Möglichkeit für die Ab­
wendung und Minderung des 
Schadens zu sorgen;

			   ab)		� dem Versicherer den Schaden­
eintritt, nachdem er von ihm 
Kenntnis erlangt hat, unverzüg­
lich – ggf. auch mündlich oder 
telefonisch – anzuzeigen;

			   ac)		� Weisungen des Versicherers 
zur Schadenabwendung/-min­
derung – ggf. auch mündlich 
oder telefonisch – einzuholen, 
wenn die Umstände dies ge­
statten;

			   ad)		� Weisungen des Versicherers zur 
Schadenabwendung/-minde­
rung, soweit für ihn zumutbar, 
zu befolgen. Erteilen mehrere 
an dem Versicherungsvertrag 
beteiligte Versicherer unter­
schiedliche Weisungen, hat 
der Versicherungsnehmer nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu 
handeln;

			   ae)		� Schäden durch strafbare Hand­
lungen gegen das Eigentum 
unverzüglich der Polizei anzu­
zeigen;

			   af)		� dem Versicherer und der Polizei 
unverzüglich ein Verzeichnis 
der abhanden gekommenen 
Sachen einzureichen;

			   ag)		� das Schadenbild so lange un­
verändert zu lassen, bis die 
Schadenstelle oder die be­
schädigten Sachen durch den 
Versicherer freigegeben wor­
den sind. Sind Veränderungen 
unumgänglich, sind das Scha­
denbild nachvollziehbar zu do­
kumentieren (z. B. durch Fotos) 
und die beschädigten Sachen 
bis zu einer Besichtigung durch 
den Versicherer aufzubewah­
ren;

			   ah)		� soweit möglich dem Versiche­
rer unverzüglich jede Auskunft 
– auf Verlangen in Schriftform 
– zu erteilen, die zur Feststel­
lung des Versicherungsfalles 
oder des Umfanges der Leis­
tungspflicht des Versicherers 
erforderlich ist sowie jede 
Untersuchung über Ursache 
und Höhe des Schadens und 
über den Umfang der Entschä­
digungspflicht zu gestatten;

			   ai)		�  vom Versicherer angeforderte 
Belege beizubringen, deren 
Beschaffung ihm billigerweise 
zugemutet werden kann.

		  b)	� Steht das Recht auf die vertragliche 
Leistung des Versicherers einem Drit­
ten zu, so hat dieser die Obliegenhei­
ten gemäß Nummer 2 a) ebenfalls zu 
erfüllen – soweit ihm dies nach den 
tatsächlichen und rechtlichen Um­
ständen möglich ist.

3.		�  Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverlet­
zung

		  a)	� Verletzt der Versicherungsnehmer 
eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder 2 
vorsätzlich, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung der Oblie­
genheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu 
kürzen, das der Schwere des Ver­
schuldens des Versicherungsnehmers 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer 

groben Fahrlässigkeit hat der Versi­
cherungsnehmer zu beweisen.

		  b)	� Außer im Falle einer arglistigen Oblie­
genheitsverletzung ist der Versicherer 
jedoch zur Leistung verpflichtet, so­
weit der Versicherungsnehmer nach­
weist, dass die Verletzung der Oblie­
genheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistungspflicht des Ver­
sicherers ursächlich ist.

		  c)	� Verletzt der Versicherungsnehmer 
eine nach Eintritt des Versicherungs­
falles bestehende Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit, ist der Ver­
sicherer nur dann vollständig oder 
teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch geson­
derte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 26	� Entschädigungsberechnung und 
Unterversicherung

1.		�  Gleitende Neuwert- und Neuwertversi­
cherung

		  a)	 Der Versicherer ersetzt 

			   aa)		� bei zerstörten Gebäuden die 
ortsüblichen Wiederherstel­
lungskosten des Gebäudes 
(einschließlich der Architek­
tengebühren sowie sonstiger 
Konstruktions- und Planungs­
kosten) unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalles, 

			   ab)		� bei beschädigten Gebäuden 
oder sonstigen beschädigten 
Sachen die notwendigen Re­
paraturkosten unmittelbar vor 
Eintritt des Versicherungsfalles 
zuzüglich einer durch die Repa­
ratur nicht auszugleichenden 
Wertminderung, höchstens 
jedoch der Versicherungswert 
unmittelbar vor Eintritt des  
Versicherungsfalles, 

			   ac)		� bei zerstörten oder abhanden 
gekommenen sonstigen Sa­
chen den Wiederbeschaffungs­
preis von Sachen gleicher Art 
und Güte im neuwertigen Zu­
stand unmittelbar vor Eintritt 
des Versicherungsfalles.

		  b)	� Öffentlich-rechtliche Vorschriften, nach 
denen die noch vorhandene und tech­
nisch brauchbare Sachsubstanz der 
versicherten und vom Schaden betrof­
fenen Sache für die Wiederherstellung 
nicht wieder verwendet werden darf, 
werden bei der Entschädigungsbe­
rechnung gemäß a) berücksichtigt, 
soweit

			   ba)		� es sich nicht um behördliche 
Auflagen handelt, die vor Ein­
tritt des Versicherungsfalles 
erteilt wurden oder

			   bb)	� nicht aufgrund öffentlich-recht­
licher Vorschriften die Nutzung 
der Sachen zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles ganz oder 
teilweise untersagt war.

			�   Mehrkosten durch behördliche Wie­
derherstellungsbeschränkungen, die 
dadurch entstehen, dass die versi­
cherte und vom Schaden betroffene 
Sache aufgrund öffentlich-rechtlicher 
Vorschriften nicht in derselben Art 
und Güte wiederhergestellt oder wie­
derbeschafft werden darf, werden 
im Rahmen der Entschädigungsbe­
rechnung gemäß a) nicht ersetzt, es 
sei denn, dass diese Mehrkosten als 
Technologiefortschritt im Versiche­

rungswert zu berücksichtigen sind. 
Versicherungsschutz für diese Mehr­
kosten besteht gemäß den Vereinba­
rungen zu den versicherten Mehrkos­
ten.

		  c)	� Der erzielbare Verkaufspreis von Res­
ten wird bei der Entschädigungsbe­
rechnung gemäß a) angerechnet.

		  d)	� In der Gleitenden Neuwertversiche­
rung und der Neuwertversicherung 
erwirbt der Versicherungsnehmer den 
Anspruch auf Zahlung des Teils der 
Entschädigung, der den Zeitwertscha­
den übersteigt (Neuwertanteil) nur, 
soweit und sobald er innerhalb von 
drei Jahren nach Eintritt des Versiche­
rungsfalles sicherstellt, dass er die 
Entschädigung verwenden wird, um 
versicherte Sachen in gleicher Art und 
Zweckbestimmung an der bisherigen 
Stelle wiederherzustellen oder wie­
derzubeschaffen. Ist dies an der bis­
herigen Stelle rechtlich nicht möglich 
oder wirtschaftlich nicht zu vertreten, 
so genügt es, wenn die Gebäude an 
anderer Stelle innerhalb der Bundes­
republik Deutschland wiederherge­
stellt werden. 

		�  Der Zeitwertschaden errechnet sich aus 
der Entschädigung nach Nr. 1 a), Nr. 1 b) 
und Nr. 1 c) unter Berücksichtigung eines 
Abzuges entsprechend dem insbesonde­
re durch das Alter und den Abnutzungs­
grad bestimmten Zustand.

		�  Der Versicherungsnehmer ist zur Rück­
zahlung des entschädigten Neuwertan­
teiles an den Versicherer verpflichtet, 
wenn er die auf den Neuwertanteil geleis­
tete Entschädigung schuldhaft nicht zur 
Wiederherstellung oder Wiederbeschaf­
fung der versicherten Sachen verwendet

2.		  Zeitwert

		  Der Versicherer ersetzt

		  a)	� bei zerstörten Gebäuden den Neuwert 
unmittelbar vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles abzüglich der Wertminde­
rung insbesondere durch Alter und 
Abnutzungsgrad;

		  b)	� bei beschädigten Gebäuden oder 
sonstigen beschädigten Sachen die 
notwendigen Reparaturkosten un­
mittelbar vor Eintritt des Versiche­
rungsfalles zuzüglich einer durch die 
Reparatur nicht ausgeglichenen Wert­
minderung, höchstens jedoch den 
Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des 
Versicherungsfalles;

		  c)	� bei zerstörten oder abhanden ge­
kommenen sonstigen Sachen den 
Wiederbeschaffungspreis von Sachen 
gleicher Art und Güte im neuwertigen 
Zustand zum Zeitpunkt des Vertrags­
schlusses unter Berücksichtigung 
eines Abzuges entsprechend dem 
insbesondere durch das Alter und 
den Abnutzungsgrad bestimmten Zu­
stand;

		  d)	� Der erzielbare Verkaufspreis von Res­
ten wird bei der Entschädigungsbe­
rechnung gemäß a) bis c) angerech­
net.

3.		  Gemeiner Wert

		�  Soweit ein Gebäude zum Abbruch be­
stimmt oder sonst dauerhaft entwertet 
ist, werden versicherte Sachen nur unter 
Zugrundelegung des erzielbaren Ver­
kaufspreises ohne Grundstücksanteile 
(Gemeiner Wert) entschädigt.

4.		�  Mehrkosten durch Preissteigerungen 
nach Eintritt des Versicherungsfalles

		�  Der Versicherer ersetzt die infolge eines 
Versicherungsfalles tatsächlich entstan­
denen Aufwendungen für notwendige 



Mehrkosten durch Preissteigerungen 
nach Eintritt des Versicherungsfalles.

		  a)	� Mehrkosten durch Preissteigerungen 
sind Aufwendungen für Preissteige­
rungen versicherter und vom Schaden 
betroffener Sachen zwischen dem 
Eintritt des Versicherungsfalles und 
der Wiederherstellung oder Wiederbe­
schaffung.

		  b)	� Wenn der Versicherungsnehmer die 
Wiederherstellung oder Wiederbe­
schaffung nicht unverzüglich veran­
lasst, werden die Mehrkosten nur in 
dem Umfang ersetzt, in dem sie auch 
bei unverzüglicher Wiederherstellung 
oder Wiederbeschaffung entstanden 
wären.

		  c)	� Mehrkosten infolge von außergewöhn­
lichen Ereignissen, behördlichen 
Wiederherstellungs- oder Betriebs­
beschränkungen oder Kapitalmangel 
sind nicht versichert.

			�   Sofern behördliche Wiederherstel­
lungsbeschränkungen die Wiederher­
stellung oder Wiederbeschaffung der 
versicherten und vom Schaden betrof­
fenen Sachen verzögern, werden die 
dadurch entstandenen Preissteige­
rungen jedoch ersetzt.

		  d)	� Ist der Zeitwert Versicherungswert, so 
werden auch die Mehrkosten nur im 
Verhältnis des Zeitwerts zum Neuwert 
ersetzt.

5.		�  Mehrkosten durch behördliche Wieder­
herstellungsbeschränkungen

		�  Der Versicherer ersetzt die infolge eines 
Versicherungsfalles tatsächlich entstan­
denen Aufwendungen für notwendige 
Mehrkosten durch behördliche Wieder­
herstellungsbeschränkungen.

		  a)	� Mehrkosten durch behördliche Wie­
derherstellungsbeschränkungen sind 
Aufwendungen, die dadurch entste­
hen, dass die versicherte und vom 
Schaden betroffene Sache aufgrund 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht 
in derselben Art und Güte wiederher­
gestellt oder wiederbeschafft werden 
darf.

		  b)	� Soweit behördliche Anordnungen vor 
Eintritt des Versicherungsfalles erteilt 
wurden, sind die dadurch entstehen­
den Mehrkosten nicht versichert. 

			�   War aufgrund öffentlich-rechtlicher 
Vorschriften die Nutzung der Sachen 
zum Zeitpunkt des Versicherungs­
falles ganz oder teilweise untersagt, 
sind die dadurch entstehenden Mehr­
kosten nicht versichert.

		  c)	� Wenn die Wiederherstellung der ver­
sicherten und vom Schaden betrof­
fenen Sache aufgrund behördlicher 
Wiederherstellungsbeschränkungen 
nur an anderer Stelle erfolgen darf, 
werden die Mehrkosten nur in dem 
Umfang ersetzt, in dem sie auch 
bei Wiederherstellung an bisheriger  
Stelle entstanden wären.

		  d)	� Mehrkosten infolge Preissteigerun­
gen, die dadurch entstehen, dass sich 
die Wiederherstellung durch behörd­
liche Wiederherstellungsbeschrän­
kungen verzögert, werden gemäß 
Nr. 4 ersetzt.

		  e)	� Ist der Zeitwert Versicherungswert, so 
werden auch die Mehrkosten nur im 
Verhältnis des Zeitwertes zum Neu­
wert ersetzt. 

		�  Die Entschädigung ist je Versicherungs­
fall auf 100.000 EUR begrenzt.

6.		  Kosten

		�  Berechnungsgrundlage für die Entschädi­
gung versicherter Kosten ist der Nachweis 

tatsächlich angefallener Kosten unter Be­
rücksichtigung der jeweils vereinbarten 
Entschädigungsgrenzen. 

7.		  Mehrwertsteuer

		�  Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, 
wenn der Versicherungsnehmer vorsteu­
erabzugsberechtigt ist; das Gleiche gilt, 
wenn der Versicherungsnehmer Mehr­
wertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat. 

8.		�  Gesamtentschädigung, Kosten auf Wei­
sung des Versicherers

		�  In der Neu- und Zeitwertversicherung ist 
die Gesamtentschädigung für versicherte 
Sachen (siehe § 1), versicherte Kosten 
(siehe § 2 und § 26 Nr. 4 und Nr. 5) und 
versicherten Mietausfall (siehe § 3) je  
Versicherungsfall auf die Versicherungs­
summe begrenzt. Schadenabwendungs- 
und Schadenminderungskosten, die auf 
Weisung des Versicherers entstanden 
sind, werden unbegrenzt ersetzt. 

9.		�  Feststellung und Berechnung einer Unter­
versicherung 

		�  Ist die Versicherungssumme zum Zeit­
punkt des Versicherungsfalles in der Glei­
tenden Neuwertversicherung (siehe § 9), 
in der Neu- und Zeitwertversicherung 
sowie Versicherung zum gemeinen Wert 
(siehe § 11) niedriger als der Versiche­
rungswert der versicherten Sachen (Un­
terversicherung), wird die Entschädigung 
(siehe Nr. 1.) im Verhältnis von Versiche­
rungssumme zum Versicherungswert in 
der Weise gekürzt, dass der Schaden mit 
der Versicherungssumme multipliziert 
und durch den Versicherungswert geteilt 
wird. Entsprechendes gilt für die Berech­
nung versicherter Kosten (siehe § 2 und 
§ 26 Nr.4 und 5) und versicherten Miet­
ausfalls (siehe § 3). 

		�  Bei der Ermittlung von Versicherungs­
summe und Versicherungswert sind wert­
steigernde bauliche Maßnahmen gemäß 
§ 9 Nr. 2. zu berücksichtigen.

§ 27	� Zahlung und Verzinsung der 
Entschädigung

1.		  a)	� Die Entschädigung wird fällig, wenn 
die Feststellungen des Versicherers 
zum Grunde und zur Höhe des An­
spruchs abgeschlossen sind. Der 
Versicherungsnehmer kann einen 
Monat nach Meldung des Schadens 
den Betrag als Abschlagzahlung be­
anspruchen, der nach Lage der Sache 
mindestens zu zahlen ist. 

		  b)	� Der über den Zeitwertschaden hinaus­
gehende Teil der Entschädigung wird 
fällig, nachdem der Versicherungs­
nehmer gegenüber dem Versicherer 
den Nachweis geführt hat, dass er 
die Wiederherstellung oder Wiederbe­
schaffung sichergestellt hat.

2.		�  Der Versicherungsnehmer ist zur Rück­
zahlung der vom Versicherer nach 1 b) 
geleisteten Entschädigung verpflichtet, 
wenn die Sache infolge eines Verschul­
dens des Versicherungsnehmers nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist wie­
derhergestellt oder wiederbeschafft wor­
den ist.

3.		�  Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus 
einem anderen Rechtsgrund eine weiter­
gehende Zinspflicht besteht: 

		  a)	� Die Entschädigung ist – soweit sie 
nicht innerhalb eines Monats nach 
Meldung des Schadens geleistet wird 
– seit Anzeige des Schadens zu ver­
zinsen.

		  b)	� Der über den Zeitwertschaden hinaus­
gehende Teil der Entschädigung ist ab 
dem Zeitpunkt zu verzinsen, in dem  
der Versicherungsnehmer die Sicher­

stellung der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung versicherter Sa­
chen gegenüber dem Versicherer 
nachgewiesen hat.

		  c)	� Die Zinsen werden zusammen mit der 
Entschädigung fällig.

		  d)	� Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt un­
ter dem jeweiligen Basiszinssatz des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 
BGB), mindestens jedoch bei 4 Pro­
zent und höchstens bei 6 Prozent Zin­
sen pro Jahr.

4.		�  Bei der Berechnung der Fristen gemäß  
Nr. 1, 3 a) und 3 b) ist der Zeitraum nicht 
zu berücksichtigen, in dem infolge Ver­
schuldens des Versicherungsnehmers die 
Entschädigung nicht ermittelt oder nicht 
gezahlt werden kann.

5.		�  Der Versicherer kann die Zahlung auf­
schieben, solange 

		  a)	� Zweifel an der Empfangsberechtigung 
des Versicherungsnehmers bestehen;

		  b)	� ein behördliches oder strafgericht­
liches Verfahren gegen den Versi­
cherungsnehmer oder seinen Re­
präsentanten aus Anlass dieses 
Versicherungsfalles noch läuft;

		  c)	� eine Mitwirkung des Realgläubigers 
gemäß den gesetzlichen Bestimmun­
gen über die Sicherung von Realgläu­
bigern nicht erfolgte.

§ 28	� Keine Leistungspflicht aus  
besonderen Gründen

1.		�  Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbei­
führung des Versicherungsfalles 

		  a)	� Führt der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsfall vorsätzlich herbei,  
so ist der Versicherer von der Entschä­
digungspflicht frei.

			�   Ist die Herbeiführung des Schadens 
durch rechtskräftiges Strafurteil we­
gen Vorsatzes in der Person des Versi­
cherungsnehmers festgestellt, so gilt 
die vorsätzliche Herbeiführung des 
Schadens als bewiesen.

		  b)	� Führt der Versicherungsnehmer den 
Schaden grob fahrlässig herbei, so ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leis­
tung in einem der Schwere des Ver­
schuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

2.		�  Arglistige Täuschung nach Eintritt des 
Versicherungsfalles 

		�  Der Versicherer ist von der Entschädi­
gungspflicht frei, wenn der Versicherungs­
nehmer den Versicherer arglistig über Tat­
sachen, die für den Grund oder die Höhe 
der Entschädigung von Bedeutung sind, 
täuscht oder zu täuschen versucht.

		�  Ist die Täuschung oder der Täuschungs­
versuch durch rechtskräftiges Strafurteil 
gegen den Versicherungsnehmer wegen 
Betruges oder Betrugsversuches festge­
stellt, so gelten die Voraussetzungen des 
Satzes 1 als bewiesen.

§ 29	 Überversicherung

1.		�  Übersteigt die Versicherungssumme den 
Wert des versicherten Interesses erheb­
lich, so kann sowohl der Versicherer als 
auch der Versicherungsnehmer verlan­
gen, dass zur Beseitigung der Überver­
sicherung die Versicherungssumme mit 
sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab 
Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist 
für die Höhe der Prämie der Betrag maß­
gebend, den der Versicherer berechnet 
haben würde, wenn der Vertrag von vorn­
herein mit dem neuen Inhalt geschlossen 
worden wäre.



2.		�  Hat der Versicherungsnehmer die Über­
versicherung in der Absicht geschlos­
sen, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der 
Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht die 
Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem 
er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt.

§ 30	 Mehrere Versicherungen

1.		�  Anzeigepflicht

		�  Wer bei mehreren Versicherern ein Inter­
esse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist 
verpflichtet, dem Versicherer die andere 
Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In 
der Mitteilung sind der andere Versiche­
rer und die Versicherungssumme anzuge­
ben.

2.		�  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeige­
pflicht 

		�  Verletzt der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht (siehe Nr.1) vorsätzlich 
oder grob fahrlässig, ist der Versicherer 
unter den in § 22 beschriebenen Voraus­
setzungen zur Kündigung berechtigt oder 
auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der 
Versicherer vor Eintritt des Versicherungs­
falles Kenntnis von der anderen Versiche­
rung erlangt hat.

3.		�  Haftung und Entschädigung bei Mehr­
fachversicherung 

		  a)	� Ist bei mehreren Versicherern ein 
Interesse gegen dieselbe Gefahr 
versichert und übersteigen die Ver­
sicherungssummen zusammen den 
Versicherungswert oder übersteigt 
aus anderen Gründen die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Ver­
sicherer ohne Bestehen der anderen 
Versicherung zu zahlen wären, den 
Gesamtschaden, liegt eine Mehrfach­
versicherung vor.

		  b)	� Die Versicherer sind in der Weise als 
Gesamtschuldner verpflichtet, dass 
jeder für den Betrag aufzukommen 
hat, dessen Zahlung ihm nach seinem 
Vertrage obliegt; der Versicherungs­
nehmer kann aber im Ganzen nicht 
mehr als den Betrag des ihm entstan­
denen Schadens verlangen. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn die Verträge bei 
demselben Versicherer bestehen.

			�   Erlangt der Versicherungsnehmer 
oder der Versicherte aus anderen 
Versicherungsverträgen Entschädi­
gung für denselben Schaden, so er­
mäßigt sich der Anspruch aus dem 
vorliegenden Vertrag in der Weise, 
dass die Entschädigung aus allen 
Verträgen insgesamt nicht höher ist, 
als wenn der Gesamtbetrag der Ver­
sicherungssummen, aus denen die 
Prämien errechnet wurden, nur in 
diesem Vertrag in Deckung gegeben 
worden wäre. Bei Vereinbarung von 
Entschädigungsgrenzen ermäßigt 
sich der Anspruch in der Weise, dass 
aus allen Verträgen insgesamt keine 
höhere Entschädigung zu leisten ist,  
als wenn der Gesamtbetrag der Ver­
sicherungssummen in diesem Vertrag 
in Deckung gegeben worden wäre.

		  c)	� Hat der Versicherungsnehmer eine 
Mehrfachversicherung in der Absicht 
geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist jeder in dieser Absicht 
geschlossene Vertrag nichtig.

			�   Dem Versicherer steht die Prämie bis 
zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 
den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt.

4.		�  Beseitigung der Mehrfachversicherung

		  a)	� Hat der Versicherungsnehmer den Ver­
trag, durch den die Mehrfachversiche­
rung entstanden ist, ohne Kenntnis 
von dem Entstehen der Mehrfachver­
sicherung geschlossen, kann er ver­
langen, dass der später geschlossene 
Vertrag aufgehoben oder die Versiche­
rungssumme unter verhältnismäßiger 
Minderung der Prämie auf den Teilbe­
trag herabgesetzt wird, der durch die 
frühere Versicherung nicht gedeckt ist.

			�   Die Aufhebung des Vertrages oder die 
Herabsetzung der Versicherungssum­
me und Anpassung der Prämie werden 
zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die 
Erklärung dem Versicherer zugeht.

		  b)	� Die Regelungen nach a) sind auch an­
zuwenden, wenn die Mehrfachversi­
cherung dadurch entstanden ist, dass 
nach Abschluss der mehreren Versi­
cherungsverträge der Versicherungs­
wert gesunken ist. Sind in diesem Fall 
die mehreren Versicherungsverträge 
gleichzeitig oder im Einvernehmen 
der Versicherer geschlossen worden, 
kann der Versicherungsnehmer nur 
die verhältnismäßige Herabsetzung 
der Versicherungssummen und der 
Prämien verlangen.

§ 31	 Sachverständigenverfahren

1.		�  Der Versicherungsnehmer kann nach Ein­
tritt des Versicherungsfalles durch einsei­
tige Erklärung gegenüber dem Versicherer 
verlangen, dass die Höhe des Schadens 
durch Sachverständige festgestellt wird. 
Ein solches Sachverständigenverfahren 
können Versicherer und Versicherungs­
nehmer auch vereinbaren. Das Sachver­
ständigenverfahren kann durch Verein­
barung auf weitere Feststellungen zum 
Versicherungsfall ausgedehnt werden.

2.		  Für das Sachverständigenverfahren gilt:

		  a)	� Jede Partei hat in Textform einen 
Sachverständigen zu benennen. Eine 
Partei, die ihren Sachverständigen 
benannt hat, kann die andere unter 
Angabe des von ihr genannten Sach-
verständigen in Textform auffordern, 
den zweiten Sachverständigen zu be­
nennen. Wird der zweite Sachverstän­
dige nicht innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang der Aufforderung be­
nannt, so kann ihn die auffordernde 
Partei durch das für den Schadenort 
zuständige Amtsgericht ernennen 
lassen. In der Aufforderung durch den 
Versicherer ist der Versicherungsneh­
mer auf diese Folge hinzuweisen.

		  b)	� Der Versicherer darf als Sachverstän­
dige keine Person benennen, die Mit­
bewerber des Versicherungsnehmers 
sind oder mit ihm in dauernder Ge­
schäftsverbindung stehen; ferner kei­
ne Person, die bei Mitbewerbern oder 
Geschäftspartnern angestellt sind 
oder mit ihnen in einem ähnlichen 
Verhältnis steht. 

		  c)	� Beide Sachverständige benennen in 
Textform vor Beginn ihrer Feststellun­
gen einen dritten Sachverständigen 
als Obmann. Die Regelung unter b) 
gilt entsprechend für die Benennung 
eines Obmannes durch die Sachver­
ständigen. Einigen sich die Sachver­
ständigen nicht, so wird der Obmann 
auf Antrag einer Partei durch das für 
den Schadenort zuständige Amtsge­
richt ernannt 

3.		�  Die Feststellungen der Sachverständigen 
müssen enthalten: 

		  a)	� ein Verzeichnis der zerstörten, be­
schädigten und abhanden gekomme­

nen versicherten Sachen sowie deren 
nach dem Versicherungsvertrag in  
Frage kommenden Versicherungswer­
te zum Zeitpunkt des Versicherungs­
falles, 

		  b)	� die Wiederherstellungs- und Wieder­
beschaffungskosten,

		  c)	� die Restwerte der vom Schaden be­
troffenen Sachen,

		  d)	� die nach dem Versicherungsvertrag 
versicherten Kosten und den versi­
cherten Mietausfall bzw. Mietwert,

		  e)	� den Versicherungswert der nicht vom 
Schaden betroffenen versicherten 
Sachen zum Zeitpunkt des Versiche­
rungsfalles, wenn kein Unterversiche­
rungsverzicht gegeben ist,

4.		�  Der Sachverständige übermittelt seine 
Feststellungen beiden Parteien gleich­
zeitig. Weichen die Feststellungen der 
Sachverständigen voneinander ab, so 
übergibt der Versicherer sie unverzüglich 
dem Obmann. Dieser entscheidet über 
die streitig gebliebenen Punkte innerhalb 
der durch die Feststellungen der Sach­
verständigen gezogenen Grenzen und 
übermittelt seine Entscheidung beiden 
Parteien gleichzeitig.

		�  Die Feststellungen der Sachverständigen 
oder des Obmannes sind für den Versi­
cherer und den Versicherungsnehmer ver­
bindlich. Aufgrund dieser Feststellungen 
berechnet der Versicherer die Entschädi­
gung.

		�  Im Falle unverbindlicher Feststellungen  
erfolgen diese durch gerichtliche Ent­
scheidung. Dies gilt auch, wenn die 
Sachverständigen die Feststellung nicht 
treffen können oder wollen oder sie ver­
zögern.

5.		�  Jede Partei trägt die Kosten ihres Sach­
verständigen. Die Kosten des Obmannes 
tragen beide Parteien je zur Hälfte.

§ 32	 Übergang von Ersatzansprüchen

1.		  Übergang von Ersatzansprüchen

		�  Steht dem Versicherungsnehmer ein Er­
satzanspruch gegen einen Dritten zu, 
geht dieser Anspruch auf den Versicherer 
über, soweit der Versicherer den Schaden 
ersetzt. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Versicherungsnehmers gel­
tend gemacht werden. Richtet sich der  
Ersatzanspruch des Versicherungsneh­
mers gegen eine Person, mit der er bei 
Eintritt des Schadens in häuslicher Ge­
meinschaft lebt, kann der Übergang nicht 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
diese Person hat den Schaden vorsätzlich 
verursacht.

2.		�  Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatz­
ansprüchen

		�  Der Versicherungsnehmer hat seinen 
Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung 
dieses Anspruchs dienendes Recht un­
ter Beachtung der geltenden Form- und 
Fristvorschriften zu wahren, und nach 
Übergang des Ersatzanspruchs auf den 
Versicherer bei dessen Durchsetzung 
durch den Versicherer soweit erforderlich 
mitzuwirken.

		�  Verletzt der Versicherungsnehmer diese 
Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer 
zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als 
er infolge dessen keinen Ersatz von dem 
Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob 
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer.



§ 33	 Mehrere Versicherungsnehmer

		�  Besteht der Vertrag mit mereren Versi­
cherungsnehmern, so muss sich jeder 
Versicherungsnehmer Kenntnis und Ver­
halten der übrigen Versicherungsnehmer 
zurechnen lassen.

§ 34	 Wohnungs- und Teileigentum

1.		�  Ist bei Verträgen mit einer Gemeinschaft 
von Wohnungseigentümern der Versi­
cherer wegen des Verhaltens einzelner 
Wohnungseigentümer ganz oder teilwei­
se leistungsfrei, so kann er sich hierauf 
gegenüber den übrigen Wohnungseigen­
tümern wegen deren Sondereigentums 
sowie deren Miteigentumsanteile nicht 
berufen. 

		�  Der Wohnungseigentümer, in dessen Per­
son der Verwirkungsgrund vorliegt, hat 
dem Versicherer die darauf entfallenden 
Aufwendungen zu ersetzen.

2.		�  Die übrigen Wohnungseigentümer kön­
nen verlangen, dass der Versicherer sie 
auch insoweit entschädigt, als er ge­
genüber einzelnen Miteigentümern leis­
tungsfrei ist, sofern diese zusätzliche 
Entschädigung zur Wiederherstellung des 
gemeinschaftlichen Eigentums verwen­
det wird. 

		�  Der Wohnungseigentümer, in dessen 
Person der Verwirkungsgrund vorliegt, ist 
verpflichtet, dem Versicherer diese Mehr­
aufwendungen zu erstatten. 

3.		�  Für die Gebäudeversicherung bei Teil­
eigentum gilt Nr. 1 und Nr. 2 entspre­
chend. 

§ 35	 Versicherung für fremde Rechnung

1.		�  Rechte aus dem Vertrag 

		�  Der Versicherungsnehmer kann den Ver­
sicherungsvertrag im eigenen Namen für 
das Interesse eines Dritten (Versicher­
ten) schließen. Die Ausübung der Rechte 
aus diesem Vertrag steht nur dem Ver­
sicherungsnehmer und nicht auch dem 
Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der 
Versicherte den Versicherungsschein be­
sitzt.

2.		�  Zahlung der Entschädigung 

		�  Der Versicherer kann vor Zahlung der Ent­
schädigung an den Versicherungsnehmer 
den Nachweis verlangen, dass der Ver­
sicherte seine Zustimmung dazu erteilt 
hat. Der Versicherte kann die Zahlung der 
Entschädigung nur mit Zustimmung des 
Versicherungsnehmers verlangen.

3.		�  Kenntnis und Verhalten 

		  a)	� Soweit die Kenntnis und das Verhal­
ten des Versicherungsnehmers von 
rechtlicher Bedeutung sind, sind bei 
der Versicherung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten 
des Versicherten zu berücksichtigen. 
Soweit der Vertrag Interessen des 
Versicherungsnehmers und des Ver­
sicherten umfasst, muss sich der Ver­
sicherungsnehmer für sein Interesse 
das Verhalten und die Kenntnis des 
Versicherten nur zurechnen lassen, 
wenn der Versicherte Repräsentant 
des Versicherungsnehmers ist.

		  b)	� Auf die Kenntnis des Versicherten 
kommt es nicht an, wenn der Vertrag 
ohne sein Wissen abgeschlossen 
worden ist oder ihm eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungs­
nehmers nicht möglich oder nicht zu­
mutbar war.

		  c)	� Auf die Kenntnis des Versicherten 
kommt es dagegen an, wenn der 
Versicherungsnehmer den Vertrag 
ohne Auftrag des Versicherten ge­

schlossen und den Versicherer nicht 
darüber informiert hat.

§ 36	 Vollmacht des Versicherungsvertreters

1.		  Erklärungen des Versicherungsnehmers

		�  Der Versicherungsvertreter gilt als bevoll­
mächtigt, vom Versicherungsnehmer ab­
gegebene Erklärungen entgegenzuneh­
men betreffend

		  a)	� den Abschluss bzw. den Widerruf  
eines Versicherungsvertrages,

		  b)	� ein bestehendes Versicherungsverhält­
nis einschließlich dessen Beendigung,

		  c)	� Anzeige- und Informationspflichten 
vor Abschluss des Vertrages und wäh­
rend des Versicherungsverhältnisses.

2.		  Erklärungen des Versicherers

		�  Der Versicherungsvertreter gilt als bevol­
mächtigt, vom Versicherer ausgefertigte 
Versicherungsscheine oder deren Nach­
träge dem Versicherungsnehmer zu über­
mitteln.

3.		  Zahlungen an den Versicherungsvertreter

		�  Der Versicherungsvertreter gilt als bevoll­
mächtigt, Zahlungen, die der Versiche­
rungsnehmer im Zusammenhang mit der 
Vermittlung oder dem Abschluss eines 
Versicherungsvertrags an ihn leistet, an­
zunehmen. Eine Beschränkung dieser 
Vollmacht muss der Versicherungsneh­
mer nur gegen sich gelten lassen, wenn 
er die Beschränkung bei der Vornahme 
der Zahlung kannte oder in Folge grober 
Fahrlässigkeit nicht kannte.

§ 37	 Repräsentanten

		�  Der Versicherungsnehmer muss sich die 
Kenntnis und das Verhalten seiner Reprä­
sentanten zurechnen lassen.

§ 38	 Verjährung

		�  Die Ansprüche aus dem Versicherungs­
vertrag verjähren in drei Jahren.

		�  Die Verjährung beginnt mit dem Schluss 
des Jahres, in dem der Anspruch ent­
standen ist und der Gläubiger von den 
Anspruch begründenden Umständen 
und der Person des Schuldners Kenntnis 
erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit er­
langen müsste.

		�  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungs­
vertrag bei dem Versicherer angemeldet 
worden, zählt bei der Fristberechnung 
der Zeitraum zwischen Anmeldung und 
Zugang der in Textform mitgeteilten Ent­
scheidung des Versicherers beim An­
spruchsteller nicht mit.

§ 39 Gerichtsstand

1.		�  Klagen gegen den Versicherer oder Ver­
sicherungsvermittler 

		�  Für Klagen aus dem Versicherungsver­
trag oder der Versicherungsvermittlung 
ist neben den Gerichtsständen der Zivil­
prozessordnung auch das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versiche­
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung 
seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines 
solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. 

2.	� Klagen gegen Versicherungsnehmer 

		�  Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
oder der Versicherungsvermittlung gegen 
den Versicherungsnehmer ist ausschließ­
lich das Gericht örtlich zuständig, in des­
sen Bezirk der Versicherungsnehmer zur 
Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, 
in Ermangelung eines solchen seinen ge­
wöhnlichen Aufenthalt hat.

§ 40	 Anzeigen / Willenserklärungen

1.		�  Form

		�  Soweit gesetzlich keine Schriftform ver­
langt ist und soweit in diesem Vertrag 
nicht etwas anderes bestimmt ist, sind 
die für den Versicherer bestimmten Er­
klärungen und Anzeigen, die das Ver­
sicherungsverhältnis betreffen und die 
unmittelbar gegenüber dem Versicherer 
erfolgen, in Textform abzugeben.

		�  Erklärungen und Anzeigen sollen an die 
Hauptverwaltung des Versicherers oder 
an die im Versicherungsschein oder in 
dessen Nachträgen als zuständig be­
zeichnete Stelle gerichtet werden. Die ge­
setzlichen Regelungen über den Zugang 
von Erklärungen und Anzeigen bleiben 
unberührt.

2.		�  Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Na­
mensänderung 

		�  Hat der Versicherungsnehmer eine Än­
derung seiner Anschrift dem Versicherer 
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willens­
erklärung, die demVersicherungsnehmer 
gegenüber abzugeben ist, die Absen­
dung eines eingeschriebenen Briefes 
an die letzte dem Versicherer bekannte 
Anschrift. Entsprechendes gilt bei ei­
ner dem Versicherer nicht angezeigten 
Namensänderung. Die Erklärung gilt drei 
Tage nach der Absendung des Briefes als 
zugegangen.

3.		�  Nichtanzeige der Verlegung der gewerb­
lichen Niederlassung 

		�  Hat der Versicherungsnehmer die Ver­
sicherung unter der Anschrift seines 
Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden 
bei einer Verlegung der gewerblichen Nie­
derlassung die Bestimmungen nach Nr. 2 
entsprechend Anwendung.

§ 41	 Anzuwendendes Recht

		  Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.



0950	 Rohbauversicherung

 		�  Versichert ist das im Bau befindliche Ge­
bäude (nur Neubausubstanz).

		  Mitversichert sind bei Neu-/Rohbauten

		  a)	 in der Feuerversicherung 

			�   die zum Bau des Gebäudes bestimm­
ten, auf dem Bauplatz oder in seiner 
unmittelbaren Nähe lagernden Bau­
stoffe, soweit der Versicherungsneh­
mer dafür die Gefahr trägt,

		  b)	 in der Leitungswasserversicherung

			�   Schäden durch Leitungswasser – mit 
Ausnahme von Frostschäden – vor 
Bezugsfertigkeit. Die Bestimmungen 
des § 24 Nr. 1. b) VGB 2000 – Fassung 
2012 bleiben unberührt,

		  c)	 in der Sturmversicherung

			�   Schäden durch Sturm vor Bezugsfer­
tigkeit, wenn

			   –	 das Gebäude fertig gedeckt ist

			   –	 alle Außentüren eingesetzt sind

			   –	� alle Fenster verglast oder in ande­
rer Weise gleichwertig verschlos­
sen sind,

			�   bis zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, längstens 
aber bis zur Bezugsfertigkeit. Die Be­
zugsfertigkeit vor diesem Zeitpunkt ist 
dem Versicherer anzuzeigen.

0952	� Kosten für Hotel oder sonstige ähnliche 
Unterbringung im Schadenfall

		�  Zusätzlich zu § 3 Nr. 1. b) VGB 2000 – 
Fassung 2012 sind, begrenzt auf 100 
Tage und 100 EUR pro Tag, auch Kosten 
für Hotel oder sonstige ähnliche Unter­
bringung mitversichert, wenn die eigen­
genutzte Wohnung durch Feuer, Leitungs­
wasser oder Sturm/Hagel unbewohnbar 
wurde und/oder die Nutzung von Teilen 
der Wohnung unzumutbar ist. Anfallen­
de Nebenkosten (z. B. Frühstück, Telefon 
etc.) werden nicht erstattet.

0953	 Mietausfall

		�  In Abänderung des § 3 Nr. 2. VGB 2000 
– Fassung 2012 wird Mietausfall oder  
Mietwert bis zu 18 Monate ersetzt.

0956	� Waschmaschinen- und 
Spülmaschinenschläuche in der 
Wohngebäudeversicherung

		�  In Erweiterung des § 7 Nr. 1. VGB 2000 
– Fassung 2012 sind geplatzte Wasch­
maschinen- und Spülmaschinenschläu­
che mitversichert.

0959	� Schäden durch  
witterungsbedingten Rückstau

1.		�  In Erweiterung des § 4 VGB 2000 – Fas­
sung 2012 wird auch Entschädigung ge­
leistet für versicherte Sachen, die durch 
witterungsbedingten Rückstau zerstört 
oder beschädigt werden oder infolge 
eines solchen Ereignisses abhanden  
kommen.

2.		�  Die Selbstbeteiligung je Schadenfall 
beträgt 1.500 EUR.

0960	� Unterirdisch verlegte  
Regenwasserableitungsrohre

1.		�  Versichert sind Frost- und sonstige Bruch­
schäden an unterirdisch verlegten Roh­
ren, die der Entsorgung von Regenwasser 
dienen. 

2.		�  Ziffer 1. gilt nicht für Rohre, die ausschließ­
lich gewerblichen Zwecken dienen. 

3.		�  Je Versicherungsfall leisten wir maximal 
bis zu dem im Versicherungsschein ver­
einbarten Entschädigungsbetrag.

0961	 Mitversicherung von Graffiti-Schäden

1.		�  In Erweiterung von § 4 VGB 2000 – Fas­
sung 2012 sind böswillige Beschädigun­
gen durch Graffiti an Gebäudeaußen­
wänden, Türen, Fenstern und Rollläden 
mitversichert. 

2.		�  Die Versicherung erstreckt sich nicht auf 
Schäden, die über die unmittelbare Be­
seitigung hinausgehen. 

3.		�  Bei Schäden mit einer voraussichtlichen 
Höhe über 1.500 EUR ist eine polizeiliche 
Meldung erforderlich. 

4.		�  Die Entschädigung ist je Schadenereignis 
begrenzt auf 2.500 EUR und für alle Scha­
denereignisse innerhalb eines Jahres auf 
5.000 EUR. 

5.		�  Es gilt eine Selbstbeteiligung des Versi­
cherungsnehmers im Schadenfall in Höhe 
von 20 % des Schadens.

0963	 Rohrverstopfung

		�  In Erweiterung von § 6 sowie § 7 VGB 
2000 – Fassung 2012 sind Kosten für 
die Beseitigung von Rohrverstopfungen 
innerhalb des versicherten Rohrsystems 
mitversichert. Die Entschädigung ist auf 
3.000 EUR je Schadenfall begrenzt. 

0965	 Schwimmbecken

		�  Abweichend von § 6 Nr. 1. und 2. VGB 
2000 – Fassung 2012 gilt als Leitungs­
wasser auch Wasser, das aus Schwimm­
becken bestimmungswidrig ausgetreten 
ist. 

0966	� Erweiterte Deckung und  
unbenannte Gefahren

1. 		  Versicherte Schäden

		�  Der Versicherer leistet Entschädigung 
für versicherte Sachen, die durch inne­
re Unruhen, böswillige Beschädigun­
gen, Anprall von Fahrzeugen, Rauch/
Ruß, Sengschäden, Überschallknall oder 
unbenannte Gefahren unvorhergesehen 
zerstört oder beschädigt werden oder ab­
handen kommen. Unvorhergesehen sind 
Schäden, die der Versicherungsnehmer 
oder sein Repräsentant weder rechtzeitig 
vorhergesehen haben noch hätten vor­
hersehen können. 

		  Definitionen: 

		  Unbenannte Gefahren 
		�  Der Versicherer leistet Entschädigung für 

versicherte Sachen, die durch eine plötz­
liche, unvorhergesehene, von außen ein­
wirkende Ursache zerstört oder beschä­
digt werden. 

		  Innere Unruhen 
		�  Innere Unruhen liegen dann vor, wenn 

zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile des 
Volkes in einer die öffentliche Ruhe und 
Ordnung störenden Weise in Bewegung 
geraten und Gewalttätigkeiten gegen Per­
sonen und Sachen verüben. Zu „inneren 
Unruhen“ gehört ein bis zu einem gewis­
sen Grad öffentliches und provokatori­
sches Handeln. 

		  Böswillige Beschädigungen 
		�  Als böswillige Beschädigung gilt jede 

vorsätzliche, unmittelbare Beschädigung 
und Zerstörung von versicherten Sachen. 

In Ergänzung zu den VGB 2000 – Fassung 2012 
gelten folgende Klauseln, soweit sie ausdrück-
lich im Versicherungsschein genannt sind:

0950	 Rohbauversicherung

0952	� Kosten für Hotel oder sonstige ähnliche 
Unterbringung im Schadenfall 

0953	� Mietausfall 

0956	� Waschmaschinen- und 
Spülmaschinenschläuche in der 
Wohngebäudeversicherung 

0959	� Schäden durch witterungsbedingten 
Rückstau 

0960	� Unterirdisch verlegte 
Regenableitungsrohre 

0961	� Mitversicherung von Graffiti-Schäden 

0963	� Rohrverstopfung 

0965	� Schwimmbecken 

0966	� Erweiterte Deckung und unbenannte 
Gefahren 

0967	� Rückreisekosten

0969	� Abwahl SFR 

0970	� Aufwendungen für die Beseitigung um­
gestürzter-/abgeknickter Bäume

0973	� Verzicht auf den Einwand der groben 
Fahrlässigkeit

0981	� Kosten bei Fehlalarm des Brandmelders

7160	� Überspannungsschäden durch Blitz 

7161	� Einschluss von Nutzwärmeschäden

7162	� Unbemannte Flugkörper 

7165	� Fahrzeuganprall 

7166	� Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes 

7260	� Erweiterte Versicherung von Wasserzu­
leitungs- und Heizungsrohren auf dem 	
Versicherungsgrundstück 

7261	� Erweiterte Versicherung von Wasser­
zuleitungs- und Heizungsrohren außer­
halb des Versicherungsgrundstücks 

7264	� Sonstiges Zubehör und sonstige 
Grundstücksbestandteile 

7265	� Armaturen 

7266	� Erweiterte Versicherung von Ableitungs­
rohren auf dem Versicherungsgrundstück

Klauseln zu den Allgemeinen Wohngebäude-Versicherungsbedingungen
(VGB 2000 – Fassung 2012)

7267	� Erweiterte Versicherung von Ableitungs­
rohren außerhalb des Versicherungs­
grundstücks

7268	� Bruchschäden an Gasrohren

7361	� Gebäudebeschädigung durch unbefugte 
Dritte 

7362	� Kosten für die Dekontamination von 
Erdreich 

7363	� Aufwendungen für die Beseitigung 
umgestürzter Bäume 

7366	� Medienverlust

7367	� Kosten für Verkehrssicherungsmaßnahmen

7368	� Wiederherstellung/Wiederaufforstung von  
Außenanlagen

7369	 Sachverständigenkosten

7370	 Blindgänger

7761	� Selbstbehalt 

7860	� Führung 

7861	� Prozessführung 

7862	� Makler



		  Anprall von Fahrzeugen 
		�  Als Fahrzeuganprall gilt jede unmittel­

bare Zerstörung oder Beschädigung der 
versicherten Sachen durch die Berührung 
eines Schienen- oder Straßenfahrzeuges.

		  Rauch/Ruß 
		�  Der Versicherer leistet Entschädigung für 

jede unmittelbare Zerstörung oder Be­
schädigung versicherter Sachen durch 
Rauch/Ruß, der plötzlich bestimmungs­
widrig aus den auf dem Versicherungs­
grundstück befindlichen Feuerungs-, Hei­
zungs- oder Trockenanlagen austritt. 

		  Sengschäden 
		�  Sengschäden sind durch Hitzeeinwirkung 

örtlich begrenzte Schäden, die durch Ver­
färbung der versengten Sachen sichtbar 
werden. 

		  Überschallknall 
		�  Als Schaden durch Überschallknall gilt 

jede unmittelbare Zerstörung oder Be­
schädigung versicherter Sachen, die direkt  
auf der durch den Überschallknall eines 
Flugzeuges entstehenden Druckwelle be­
ruhen. 

2.		  Ausschlüsse 

		�  Der Versicherungsschutz erstreckt sich 
nicht auf: 

		  a)	� Schäden, die im Rahmen einer Feuer-, 
Leitungswasser-, Sturm-/Hagel- oder 
erweiterten Elementarschadenversi­
cherung oder über prämienpflichtige 
Klauseleinschlüsse gedeckt werden 
können oder bei diesen Versicherun­
gen ausgeschlossen sind; 

		  b)	� Vom Versicherungsnehmer oder des­
sen Repräsentanten vorsätzlich her­
beigeführte Schäden; 

		  c)	� Schäden durch Mängel, die bei Ab­
schluss der Versicherung bereits 
vorhanden waren und dem Versiche­
rungsnehmer oder dessen Repräsen­
tanten bekannt sein mussten; 

		  d)	� Schäden durch Krieg oder kriegsähn­
liche Ereignisse jeder Art sowie Schä­
den durch hoheitliche Eingriffe oder 
behördliche Anordnungen; 

		  e)	� Ein Anspruch auf Entschädigung für 
Schäden durch innere Unruhen, bös­
willige Beschädigung besteht nicht, 
soweit die Voraussetzungen für einen 
unmittelbaren oder subsidiären Scha­
denersatzanspruch aufgrund öffent­
lich-rechtlichen Entschädigungsrechts 
gegeben sind. Ein Anspruch auf Ent­
schädigung erstreckt sich nur auf den 
Teil des Schadens, der die Höchstgren­
zen aufgrund öffentlich-rechtlichen 
Entschädigungsrechts überschreitet; 

		  f)	� Schäden durch Kernenergie oder 
radioaktive Strahlung, jedoch sind 
Schäden durch auf dem Versiche­
rungsgrundstück befindliche radioak­
tive Isotope mitversichert; 

		  g)	� Schäden durch natürliche oder man­
gelhafte Beschaffenheit, Konstruk­
tions- und Planungsfehler, Verseu­
chung oder Vergiftung, jedoch sind 
mitversichert Schäden durch Verseu­
chung oder Vergiftung als Folge von 
Brand, Blitzschlag, Explosion oder An­
prall von Luftfahrzeugen, deren Teile 
oder Ladung; 

		  h)	� Schäden durch Reißen, Setzen, 
Schrumpfen oder Dehnen der versi­
cherten Gebäude, Gebäudebestand­
teile und Fundamente einschließlich 
Hof- und Gehsteigbefestigungen auf­
grund von baulichen oder statischen 
Mängeln sowie Verstößen gegen bau­
liche Vorschriften; 

		  i)	� Schäden an Maschinen und techni­
schen Einrichtungen, die entweder 

ohne äußere Einwirkung oder durch 
deren Bedienung, Wartung, Umbau 
und Reparatur entstehen; 

		  j)	� Ausfall oder Fehlfunktion von EDV- 
oder elektronisch gesteuerten Anla­
gen der Energieversorgung, der Kli­
ma-, Mess- oder Regeltechnik; 

		  k)	� Schäden an versicherten Sachen 
durch Bearbeitung; 

		  l)	� Schäden durch allmähliche Einwir­
kungen auf versicherte Sachen, unab­
hängig von der Ursache oder mitwir­
kenden Umständen; 

		  m)	�Schäden durch normale oder vorzei­
tige Abnutzung, Alterung, Verschleiß, 
Rost, Korrosion und Erosion, jedoch 
sind versichert Schäden durch Rohr­
bruch; 

		  n)	� Schäden durch Verderb, Verfall, Unge­
ziefer, Fäulnis, Schwamm, Pilz, Subs­
tanzverlust, Verfärbung oder Struktur­
veränderung, es sei denn, es handelt 
sich um einen Folgeschaden eines 
versicherten Ereignisses; 

		  o)	� Schäden an versicherten Sachen, so­
lange das versicherte Gebäude nicht 
bezugsfertig ist; 

		  p)	� Schäden durch Sturmflut; 

		  q)	� Schäden durch Rückstau von Was­
ser aus Rohren der öffentlichen Ab­
wasserkanalisation, es sei denn, es 
handelt sich um einen Folgeschaden 
eines versicherten Ereignisses; 

		  r)	� Bruchschäden an Zu/Ableitungsrohren, 
die außerhalb des Versicherungsor­
tes verlegt sind und nicht der Ver- und 
Entsorgung versicherter Gebäude oder 
Anlagen dienen oder für die der Versi­
cherungsnehmer die Gefahr nicht trägt; 

		  s)	� Schäden durch Eindringen von Regen, 
Hagel, Schnee oder Schmutz durch 
nicht ordnungsgemäß geschlossene 
Fenster oder Außentüren oder durch 
andere Öffnungen, es sei denn, dass 
diese Öffnungen durch ein versicher­
tes Ereignis entstanden sind und ei­
nen Gebäudeschaden darstellen; 

		  t)	� Schäden an und durch Bau- und Mon­
tageleistungen, jedoch sind mitver­
sichert Schäden durch Brand, Blitz­
schlag, Explosion und Anprall von 
Luftfahrzeugen, deren Teile oder La­
dung, Leitungswasser, Sturm/Hagel; 

		  u)	� Schäden die durch Fahrzeuge verur­
sacht werden, die vom Versicherungs­
nehmer, seinen Repräsentanten, Mie­
tern, deren Besuchern oder sonstigen 
im Gebäude berechtigt anwesenden 
Personen betrieben werden; 

		  v)	� Schäden durch einfachen Diebstahl 
versicherter Sachen. 

3.		  Schadenereignis 

		�  Unter einem Schadenereignis sind alle 
Schäden zu verstehen, die aus ein und 
derselben Ursache in zeitlichem Zusam­
menhang innerhalb von 72 Stunden an­
fallen. Schadenereignisse, die innerhalb 
von 72 Stunden zeitlich unabhängig von­
einander auftreten, fallen nicht unter die­
se Bestimmung, sondern gelten jeweils 
als ein gesondertes Schadenereignis.

4.		  Besondere Kündigungsfrist 

		  1.	� Versicherungsnehmer und Versicherer 
können unter Einhaltung einer Frist 
von drei Monaten die Versicherung 
für die erweiterte Deckung und unbe­
nannte Gefahren durch schriftliche Er­
klärung kündigen. Der Versicherungs­
nehmer kann bestimmen, dass seine 
Kündigung erst zum Schluss des lau­
fenden Versicherungsjahres wirksam 
wird. 

		  2.	� Macht der Versicherer von seinem 
Kündigungsrecht Gebrauch, so kann 
der Versicherungsnehmer den Wohn­
gebäudeversicherungsvertrag inner­
halb eines Monats nach Zugang der 
Erklärung des Versicherers zum glei­
chen Zeitpunkt kündigen. 

		  3.	� Kündigt der Versicherer, so gebührt 
ihm der Teil der Prämie, der der Dauer 
der Gefahrtragung entspricht. Glei­
ches gilt, wenn der Versicherungsneh­
mer gemäß Abs. 4.2 kündigt. 

5.		  Selbstbeteiligung

		�  Es gilt eine Selbstbeteiligung von 10 % 
des Schadens, mindestens 500 EUR als 
vereinbart. 

0967	 Rückreisekosten

1.		�  Ersetzt werden für den Versicherungs­
nehmer und mit ihm in häuslicher Ge­
meinschaft lebende Personen vorzeitige 
Rückreisekosten aus dem Urlaub, wenn 
dieser wegen eines erheblichen Versiche­
rungsfalles vorzeitig abgebrochen wird 
und die Anwesenheit des Versicherungs­
nehmers am Versicherungsort erforder­
lich ist. 

2.		�  Als erheblich gilt ein Versicherungsfall 
mit einem voraussichtlichen Schaden von 
mindestens 10.000 EUR. 

3.		�  Als Urlaub gilt eine privat veranlasste 
Reise mit einer Abwesenheit von mindes­
tens vier aufeinander folgenden Tagen. 

4.		�  Entschädigt werden die nachgewiese­
nen Mehraufwendungen bis maximal 
5.000 EUR je Versicherungsfall. 

0969	 Abwahl SFR

		�  Eine Prämienhoch- bzw. Prämienrück­
stufung aufgrund Schadens während der 
Laufzeit des Vertrages wird ausgeschlos­
sen. Die Punkte I.I. Nr. 3.2 und 3.3 der 
Tarifbestimmungen zu den VGB 2000 – 
Fassung 2012 finden keine Anwendung.

0970	� Aufwendungen für die Beseitigung 
umgestürzter-/abgeknickter Bäume

1.		�  In Erweiterung von § 2 Nr. 1 und § 2a VGB 
2000 – Fassung 2012 ersetzt der Versi­
cherer die notwendigen Kosten für die 
Beseitigung von Bäumen auf dem Versi­
cherungsgrundstück,

		  1.1		� die durch Brand/Blitzschlag oder 
Sturm/Hagel umgestürzt sind oder

		  1.2		� deren Stämme durch Brand/Blitz­
schlag oder Sturm/Hagel abge­
knickt sind. 

2.		�  Beschädigte oder abgeknickte Äste  
sowie bereits vor dem Versicherungs­
fall abgestorbene Bäume sind von der 
Versicherung ausgeschlossen. Die Ent­
schädigung ist je Versicherungsfall auf 
2.000 EUR begrenzt. 

0973	� Verzicht auf den Einwand der  
groben Fahrlässigkeit

1.		�  In Erweiterung der Regelungen des Ver­
sicherungsvertragsgesetzes, wonach der 
Versicherer berechtigt ist, die Leistung  
in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechen­
den Verhältnis zu kürzen, wird wie folgt 
entschädigt:

2.		�  Auf das Recht zur Leistungskürzung durch 
Einrede des Versicherers bei grob fahr­
lässigem Verhalten des Versicherungs­
nehmers wird verzichtet.

3.		�  Nr. 2 gilt nicht bei einer 

		  3.1		� schuldhaften Verletzung von ge­
setzlichen, behördlichen oder ver­
traglich vereinbarten Sicherheits­



		  c)	� Sollte das Schadenbild ergeben, dass 
sowohl versicherte als auch nicht ver­
sicherte Schäden vorliegen, erfolgt 
die Entschädigung im Verhältnis der 
versicherten Schäden zu den Gesamt­
schäden.

		  d)	 Kein Bruchschaden liegt vor, wenn 

			   da)		 Dichtungen defekt werden,

			   db)	� Rohrstücke ihre Lage verändert 
haben (Muffenversatz) oder 
Wurzeln in die Rohre hineinge­
wachsen sind, ohne dass ein 
Materialschaden am Rohr vor­
liegt.

2.		  Selbstbehalt, Entschädigungsgrenzen

		  a)	� Der bedingungsgemäß als entschädi­
gungspflichtig errechnete Betrag wird 
je Versicherungsfall um einen Selbst­
behalt von 1.000 EUR gekürzt.

		  b)	� Die Entschädigung ist, sofern nichts 
anderes vereinbart ist, je Versiche­
rungsfall auf 20.000 EUR begrenzt.

3.		  Wartezeit

		�  Versicherungsschutz besteht erst nach 
Ablauf einer Wartezeit von einem Jahr ab 
Versicherungsbeginn, es sei denn, dass 
nachweislich bei einem anderen Versi­
cherer ein gleichartiger Versicherungs­
schutz bestanden hat und der beantragte 
Versicherungsschutz sich ohne Unterbre­
chung unmittelbar anschließt.

7267	� Erweiterte Versicherung von  
Ableitungsrohren außerhalb des  
Versicherungsgrundstücks

1.		  Versicherte Schäden

		  a)	� Versichert sind Frost- und sonstige 
Bruchschäden an Ableitungsrohren 
der Wasserversorgung, die außerhalb 
des Versicherungsgrundstücks verlegt 
sind und der Entsorgung versicherter 
Gebäude oder Anlagen dienen, soweit 
der Versicherungsnehmer dafür die 
Gefahr trägt

		  b)	� Nr. 1a) gilt nicht für Rohre, die aus­
schließlich gewerblichen Zwecken 
dienen.

		  c)	� Sollte das Schadenbild ergeben, dass 
sowohl versicherte als auch nicht ver­
sicherte Schäden vorliegen, erfolgt 
die Entschädigung im Verhältnis der 
versicherten Schäden zu den Gesamt­
schäden.

		  d)	� Kein Bruchschaden liegt vor, wenn

			   da)		� Dichtungen defekt werden,

			   db)	� Rohrstücke ihre Lage verändert 
haben (Muffenversatz) oder 
Wurzeln in die Rohre hineinge­
wachsen sind, ohne dass ein 
Materialschaden am Rohr vor­
liegt.

2.		  Selbstbehalt, Entschädigungsgrenzen

		  a)	� Der bedingungsgemäß als entschädi­
gungspflichtig errechnete Betrag wird 
je Versicherungsfall um einen Selbst­
behalt von 1.000 EUR gekürzt.

		  b)	� Die Entschädigung ist, sofern nichts 
anderes vereinbart ist, je Versiche­
rungsfall auf 20.000 EUR begrenzt.

3.		  Wartezeit

		�  Versicherungsschutz besteht erst nach 
Ablauf einer Wartezeit von einem Jahr ab 
Versicherungsbeginn, es sei denn, dass 
nachweislich bei einem anderen Versi­
cherer ein gleichartiger Versicherungs­
schutz bestanden hat und der beantragte 
Versicherungsschutz sich ohne Unterbre­
chung unmittelbar anschließt.

7260	� Erweiterte Versicherung von Wasser
zuleitungs- und Heizungsrohren auf dem 
Versicherungsgrundstück 

1.		�  In Erweiterung von § 7 Nr. 3 VGB 2000 – 
Fassung 2012 sind versichert Frost- und 
sonstige Bruchschäden an Wasserzulei­
tungs- und Heizungsrohren, die auf dem 
Versicherungsgrundstück verlegt sind, 
aber nicht der Versorgung versicherter 
Gebäude oder Anlagen dienen. 

2.		�  Nr. 1. gilt nicht für Rohre, die ausschließ­
lich gewerblichen Zwecken dienen. 

3.		�  Die Entschädigung ist, sofern nichts an­
deres vereinbart ist, je Versicherungsfall 
auf 20.000 EUR begrenzt. 

7261	� Erweiterte Versicherung von Wasser
zuleitungs- und Heizungsrohren außer-
halb des Versicherungsgrundstücks 

1.		�  Versichert sind Frost- und sonstige Bruch­
schäden an Wasserzuleitungs- und Hei­
zungsrohren, die außerhalb des Versiche­
rungsgrundstücks verlegt sind und der 
Versorgung versicherter Gebäude oder 
Anlagen dienen, soweit der Versiche­
rungsnehmer dafür die Gefahr trägt. 

2.		�  Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließ­
lich gewerblichen Zwecken dienen. 

3.		�  Die Entschädigung ist, sofern nichts an­
deres vereinbart ist, je Versicherungsfall 
auf 20.000 EUR begrenzt.

 

7264	� Sonstiges Zubehör und sonstige  
Grundstücksbestandteile 

1.		�  In Erweiterung von § 1 Nr. 2 VGB 2000 – 
Fassung 2012 sind Carports, Gewächs- und 
Gartenhäuser, Grundstückseinfriedungen 
(auch Hecken), Hof- und Gehwegbefesti­
gungen, Hundehütten, Masten- und Frei­
leitungen sowie Wege- und Gartenbeleuch­
tungen auf dem im Versicherungsschein 
bezeichneten Grundstück mitversichert. 

2.		�  Je Versicherungsfall leisten wir maximal 
bis zu dem im Versicherungsschein ver­
einbarten Entschädigungsbetrag. 

7265	 Armaturen 

1.		�  In Erweiterung von § 7 Nr. 1 VGB 2000 –  
Fassung 2012 ersetzt der Versicherer  
auch Bruchschäden an Armaturen (Wasser- 
und Absperrhähne, Ventile, Wassermesser, 
Geruchsverschlüsse und dergleichen). Aus­
geschlossen sind Bruchschäden an bereits 
defekten Armaturen. 

2.		�  Weiterhin ersetzt der Versicherer die Kos­
ten für den Austausch der zuvor genann­
ten Armaturen, soweit dieser Austausch 
infolge eines Versicherungsfalles gemäß 
§ 7 Nr. 1 VGB 2000 – Fassung 2012 im Be­
reich der Rohrbruchstelle notwendig ist. 

3.		�  Die Entschädigung ist, sofern nichts an­
deres vereinbart ist, je Versicherungsfall 
auf 200 EUR begrenzt. 

7266	� Erweiterte Versicherung von  
Ableitungsrohren auf dem 
Versicherungsgrundstück

1.		  Versicherte Schäden

		  a)	� Versichert sind Frost- und sonstige 
Bruchschäden an Ableitungsrohren 
der Wasserversorgung außerhalb ver­
sicherter Gebäude auf dem Versiche­
rungsgrundstück, soweit diese Rohre 
der Entsorgung versicherter Gebäude 
oder Anlagen dienen.

		  b)	� Nr. 1a) gilt nicht für Rohre, die aus­
schließlich gewerblichen Zwecken 
dienen.

vorschriften gem. § 24 VGB 2000 
– Fassung 2012,

		  3.2		� schuldhaften Verletzung der An­
zeigepflicht bei Gefahrerhöhungen 
gem. § 23 VGB 2000 – Fassung 
2012,

		�  sofern der Schaden 2.500 EUR übersteigt.

0981	 Kosten bei Fehlalarm des Brandmelders

1.		�  In Erweiterung von § 2 und § 2a VGB 2000 
– Fassung 2012 ersetzt der Versicherer 
die nachgewiesenen Kosten

		  a)	 eines Feuerwehreinsatzes;

		  b)	� für die Beseitigung von Gebäudeschä­
den durch gewaltsamen Zutritt von 
Polizei oder Feuerwehr in das versi­
cherte Gebäude;

		�  die dadurch entstehen, dass Rauchmel­
der, die nach anerkannten Regeln der 
Technik eingebaut und mit einer funkti­
onsfähigen Batterie ausgestattet sind, 
bedingt durch einen technischen Defekt 
Alarm geben.

2.		�  Nicht versichert sind Kosten, die dadurch 
entstehen, dass der Fehlalarm durch  
Tabakrauch, Kochdünste und dergleichen 
verursacht werden.

3.		�  Je Versicherungsfall leisten wir maximal 
bis 10.000 EUR, soweit nicht etwas ande­
res vereinbart ist

7160	 Überspannungsschäden durch Blitz 

		�  Abweichend von § 5 Nr. 2 VGB 2000 – 
Fassung 2012 ersetzt der Versicherer 
auch Überspannungsschäden durch Blitz,  
wenn der Blitz nicht auf versicherte  
Sachen aufgetroffen ist. 

		�  Die Entschädigung ist, sofern nichts an­
deres vereinbart ist, je Versicherungsfall 
auf 20.000 EUR begrenzt. 

7161	 Einschluss von Nutzwärmeschäden 

		�  Abweichend von § 5 Nr. 5 a) VGB 2000 – 
Fassung 2012 sind auch die dort bezeich­
neten Brandschäden versichert. 

7162	 Unbemannte Flugkörper 

		�  Abweichend von § 4 Nr. 1 a) VGB 2000 
– Fassung 2012 leistet der Versicherer 
Entschädigung auch für Schäden durch 
Anprall oder Absturz eines unbemann­
ten Flugkörpers, seiner Teile oder seiner  
Ladung.

7165	 Fahrzeuganprall 

1.		�  In Erweiterung von § 4 Nr. 1 a) VGB 2000  
– Fassung 2012 leistet der Versicherer 
Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch Anprall eines Schienen-, Stra­
ßen- oder Wasserfahrzeuges zerstört 
oder beschädigt werden oder infolge ei­
nes solchen Ereignisses abhanden kom­
men. 

2.		�  Für den Anprall von Straßen- oder Was­
serfahrzeugen besteht Versicherungs­
schutz nur, wenn diese nicht vom Versi­
cherungsnehmer betrieben werden. 

7166	 Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes 

1.		�  Abweichend von § 6 Nr. 3 f) VGB 2000 
– Fassung 2012 gilt als Leitungswasser 
auch Wasser, das aus im Gebäude verlau­
fenden Regenfallrohren bestimmungs­
widrig ausgetreten ist. 

2.		�  In Erweiterung von § 7 Nr. 1 VGB 2000 
– Fassung 2012 sind frostbedingte und 
sonstige Bruchschäden an im Gebäude 
verlaufenden Regenfallrohren versichert.



7370	 Blindgänger 

1.		�  Abweichend von § 4 Nr. 4a) VGB 2000 – 
Fassung 2012 sind Schäden durch unent­
decktes Vorhandensein konventioneller 
Kampfmittel des 1. und des 2. Weltkrie­
ges mitversichert. Versicherungsschutz 
besteht für Brand- und Explosionsschä­
den, die bei dem Versuch der Entfernung 
dieser Kampfmittel entstehen.

2.		�  Konventionelle Kampfmittel im Sinne 
dieser Klausel sind nur Kampfmittel, die 
ausschliesslich auf die zerstörerische 
Sprengkraft von nicht atomaren Spreng­
stoffen wie zum Beispiel Trinitrotuluol 
(TNT) abstellen.

3.		�  Nicht versichert sind daher ohne Rück­
sicht auf andere mitwirkende Ursachen 
oder Ereignisse, alle Schäden, Verluste, 
Kosten oder Aufwendungen, die direkt 
oder indirekt von atomaren, biologischen 
oder chemischen Kampfmitteln oder Waf­
fen (sogenannte ABCWaffen) verursacht 
werden oder mit diesen im Zusammen­
hang stehen.

7761	 Selbstbehalt 

		�  Der bedingungsgemäß als entschädi­
gungspflichtig errechnete Betrag wird je 
Versicherungsfall um den vereinbarten 
Selbstbehalt gekürzt. Dies gilt nicht für 
Schadenabwendungs- oder Schaden­
minderungskosten (siehe § 2a VGB 2000 
– Fassung 2012), die auf Weisung des 
Versicherers gemäß § 26 Nr. 8 VGB 2000 
– Fassung 2012 angefallen sind. 

7860	 Führung 
		�  Der führende Versicherer ist bevollmäch­

tigt, Anzeigen und Willenserklärungen 
des Versicherungsnehmers für alle betei­
ligten Versicherer entgegen zu nehmen. 

7861	 Prozessführung 

		�  Soweit die vertraglichen Grundlagen für 
die beteiligten Versicherer die gleichen 
sind, ist folgendes vereinbart: 

		  1.	� Der Versicherungsnehmer wird bei 
Streitfällen aus diesem Vertrag seine 
Ansprüche nur gegen den führenden 
Versicherer und nur wegen dessen An­
teil gerichtlich geltend machen. 

		  2.	� Die beteiligten Versicherer erkennen 
die gegen den führenden Versicherer 
rechtskräftig gewordene Entschei­
dung sowie die von diesem mit dem 
Versicherungsnehmer nach Rechts­
hängigkeit geschlossenen Vergleiche 
als auch für sich verbindlich an. 

		  3.	� Falls der Anteil des führenden Versi­
cherers die Berufungs- oder Revisi­
onssumme nicht erreicht, ist der Ver­
sicherungsnehmer berechtigt und auf 
Verlangen des führenden oder eines 
mitbeteiligten Versicherers verpflich­
tet, die Klage auf einen zweiten, erfor­
derlichenfalls auf weitere Versicherer 
auszudehnen, bis diese Summe er­
reicht ist. Wird diesem Verlangen nicht 
entsprochen, so gilt Nr. 2. nicht. 

7862	 Makler 

		�  Der den Versicherungsvertrag betreuende 
Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen und 
Willenserklärungen des Versicherungs­
nehmers entgegenzunehmen. Er ist durch 
den Maklervertrag verpflichtet, diese un­
verzüglich an den Versicherer weiterzu­
leiten.

sonstiger Verpflichtungen des Versiche­
rungsnehmers einschließlich der so ge­
nannten Einliefererhaftung werden nicht 
ersetzt. 

5.		�  Kosten gemäß Nr. 1. gelten nicht als  
Aufräumungskosten gemäß § 2 Nr. 1 a) 
VGB 2000 – Fassung 2012. 

6.		�  Die Entschädigung ist, sofern nichts an­
deres vereinbart ist, je Versicherungsfall 
auf 200.000 EUR begrenzt. 

7363	� Aufwendungen für die Beseitigung 
umgestürzter Bäume 

1.		�  In Erweiterung von § 2 Nr. 1 und § 2a 
VGB 2000 – Fassung 2012 ersetzt der 
Versicherer die notwendigen Kosten für 
das Entfernen, den Abtransport und die 
Entsorgung durch Blitzschlag oder Sturm 
umgestürzter Bäume auf dem Versiche­
rungsgrundstück, soweit eine natürliche 
Regeneration nicht zu erwarten ist. Be­
reits abgestorbene Bäume sind von der 
Versicherung ausgeschlossen. 

2.		�  Die Entschädigung ist, sofern nichts an­
deres vereinbart ist, je Versicherungsfall 
auf 2.000 EUR begrenzt.

7366	 Medienverlust

1.		�  In Erweiterung von § 2 Nr. 1 VGB 2000 – 
Fassung 2012 ersetzt der Versicherer den 
Mehrverbrauch von

		  a)	� Wasser, der infolge eines Versiche­
rungsfalles nach § 6 oder § 7 VGB 
2000 – Fassung 2012 entsteht,

		  b)	� Gas, der infolge eines Versicherungs­
falles nach § 7 Nr. 1 und Nr. 3 VGB 
2000 – Fassung 2012  entsteht 

		�  und dem Versicherungsnehmer vom Ver­
sorgungsunternehmen in Rechnung ge­
stellt wird.

2.		�  Die Entschädigung ist je Versicherungs­
fall auf 5.000 Euro begrenzt.

7367	� Kosten für 
Verkehrssicherungsmaßnahmen

		�  In Erweiterung von § 2 und § 2a VGB 2000 
– Fassung 2012 ersetzt der Versicherer 
die erforderlichen Aufwendungen zur 
Beseitigung einer Gefahr, die durch den 
Eintritt des Versicherungsfalles innerhalb 
oder außerhalb des Versicherungsortes 
entstanden ist, sofern der Versicherungs­
nehmer zu deren Beseitigung aufgrund 
rechtlicher Vorschriften verpflichtet ist.

7368	� Wiederherstellung / Wiederaufforstung 
von Außenanlagen

1.		�  In Erweiterung zu § 2 Nr. 1 VGB 2000 – 
Fassung 2012 ersetzt der Versicherer 
notwendige und tatsächlich angefallene 
Kosten für die Wiederherstellung von 
Außenanlagen (z. B. Grünanlagen, Wege) 
des Versicherungsgrundstücks, die infol­
ge eines Versicherungsfalles zerstört oder 
beschädigt werden.

2.		�  Die Entschädigung ist je Versicherungs­
fall auf 2.000 EUR begrenzt.

7369	 Sachverständigenkosten 

		�  Soweit der entschädigungspflichtige 
Schaden in seiner Höhe 25.000  EUR 
übersteigt, ersetzt der Versicherer die 
durch den Versicherungsnehmer gemäß 
§ 31 Nr. 5 VGB 2000 – Fassung 2012 zu 
tragenden Kosten des Sachverständigen­
verfahrens bis zu 80 %.

7268	 Bruchschäden an Gasrohren

1.		�  In Erweiterung von § 7 Nr. 1 und 3 VGB 
2000 – Fassung 2012 sind Frost- und 
sonstige Bruchschäden an Rohren der 
Gasversorgung auf dem Versicherungs­
grundstück (innerhalb und außerhalb 
versicherter Gebäude) versichert.

2.		�  Nr. 1 gilt nicht für Rohre, die ausschließ­
lich gewerblichen Zwecken dienen.

7361	� Gebäudebeschädigung  
durch unbefugte Dritte 

1.		�  Versichert sind Kosten für die Beseitigung 
von Schäden an Türen, Schlössern, Fens­
tern (ausgenommen Schaufensterver­
glasungen), Rollläden und Schutzgittern 
eines versicherten Gebäudes, wenn die 
Schäden dadurch entstanden sind, dass 
ein unbefugter Dritter 

		  a)	� in das Gebäude eingebrochen, einge­
stiegen oder mittels falscher Schlüs­
sel oder anderer Werkzeuge einge­
drungen ist; 

		  b)	� versucht, durch eine Handlung gemäß 
Ziffer 1. a) in ein versichertes Gebäu­
de einzudringen. 

2.		�  Schäden, die der Täter an dem versi­
cherten Gebäude von außen verursacht, 
sind nur versichert, soweit sie Folge einer 
Handlung gemäß Ziffer 1. sind. 

3.		�  Die Entschädigung ist, sofern nichts an­
deres vereinbart ist, je Versicherungsfall 
auf 10.000 EUR begrenzt. 

7362	� Kosten für die Dekontamination von  
Erdreich 

1.		�  In Erweiterung von § 2 und § 2a VGB 2000 
– Fassung 2012 ersetzt der Versicherer 
die notwendigen Kosten, die dem Versi­
cherungsnehmer aufgrund behördlicher 
Anordnungen infolge eines Versiche­
rungsfalls entstehen, um 

		  a)	� Erdreich des im Versicherungsschein 
bezeichneten Grundstücks zu unter­
suchen oder zu dekontaminieren oder 
auszutauschen, 

		  b)	� den Aushub in die nächstgelegene, ge­
eignete Deponie zu transportieren und 
dort abzulagern oder zu vernichten, 

		  c)	� insoweit den Zustand des im Versi­
cherungsschein bezeichneten Grund­
stücks vor Eintritt des Versicherungs­
falles wiederherzustellen. 

2.		�  Die Aufwendungen gemäß Nr. 1. werden 
nur ersetzt, sofern die behördlichen An­
ordnungen 

		  a)	� aufgrund von Gesetzen oder Verordnun­
gen ergangen sind, die vor Eintritt des 
Versicherungsfalles erlassen waren und 

		  b)	� eine Kontamination betreffen, die 
nachweislich infolge dieses Versiche­
rungsfalles entstanden ist, 

		  c)	� innerhalb von neun Monaten seit Ein­
tritt des Versicherungsfalles ergangen 
sind und dem Versicherer ohne Rück­
sicht auf Rechtsmittelfristen innerhalb 
von drei Monaten seit Kenntnis der 
Anordnung gemeldet wurden. 

3.		�  Wird durch den Versicherungsfall eine 
bestehende Kontamination des Erdreichs 
erhöht, so werden nur die Aufwendungen 
ersetzt, die den für eine Beseitigung der 
bestehenden Kontamination erforderli­
chen Betrag übersteigen, und zwar ohne 
Rücksicht darauf, ob und wann dieser 
Betrag ohne den Versicherungsfall aufge­
wendet worden wäre. Die hiernach nicht 
zu ersetzenden Kosten werden nötigen­
falls durch Sachverständige festgestellt. 

4.		�  Aufwendungen aufgrund sonstiger be­
hördlicher Anordnungen oder aufgrund 



Die in den nachstehenden Besonderen Bedin­
gungen für die Versicherung von Photovoltaik-/ 
Solarthermieanlagen in der Wohngebäudever­
sicherung aufgeführten Sondervereinbarungen 
gelten ergänzend zu den Allgemeinen

Wohngebäude-Versicherungsbedingungen (VGB 
2000 – Fassung 2012) 

§ 1		  Versicherte und nicht versicherte Sachen

1.		  Versicherte Sachen

		�  Versichert ist die Photovoltaik-/Solar­
thermieanlage auf dem im Versicherungs­
vertrag bezeichneten Objekt, sobald sie 
betriebsfertig ist. Mitversichert sind alle 
zum Betrieb der Anlage notwendigen 
Komponenten, soweit sich diese am Ver­
sicherungsort befinden und nachfolgend 
nichts anderes bestimmt ist.

		�  Betriebsfertig ist eine Photovoltaik-/Solar­
thermieanlage, sobald sie nach beende­
ter Erprobung und Abnahme und soweit 
vorgesehen nach beendetem Probebe­
trieb entweder zur Arbeitsaufnahme be­
reit ist oder sich in Betrieb befindet.

2.		  Nicht versicherte Sachen

		  Nicht versichert sind

		  a)	 Wechseldatenträger;

		  b)	� Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchs­
materialien und Arbeitsmittel;

		  c)	 Werkzeuge aller Art;

		  d)	� sonstige Teile, die während der Lebens­
dauer der versicherten Photovoltaik-/ 
Solarthermieanlage erfahrungsgemäß 
mehrfach ausgewechselt werden müs­
sen, z. B. Sicherungen, Lichtquellen, 
nicht wieder aufladbare Batterien.

§ 2		�  Versicherte und nicht versicherte  
Gefahren und Schäden

1.		  Versicherte Gefahren und Schäden

		�  Der Versicherer leistet Entschädigung für 
unvorhergesehen eintretende Beschädi­
gungen oder Zerstörungen an der versi­
cherten Photovoltaik-/ Solarthermieanlage 
(Sachschaden) und bei Abhandenkommen 
versicherter Sachen durch Diebstahl, Ein­
bruchdiebstahl, Raub oder Plünderung so­
wie für den durch einen versicherten Sach­
schaden verursachten Ertragsausfall. 

		�  Insbesondere wird Entschädigung geleis­
tet für Sachschäden durch

		  a)	� Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit;

		  b)	� Konstruktions-, Material- oder Aus­
führungsfehler;

		  c)	� Kurzschluss, Überstrom oder Über­
spannung;

		  d)	� Brand, Blitzschlag, Explosion oder Im­
plosion (einschließlich der Schäden 
durch Löschen, Niederreißen, Ausräu­
men oder Abhandenkommen infolge 
eines dieser Ereignisse);

		  e)	� Wasser, Feuchtigkeit, Überschwem­
mung, Hagel;

		  f)	� Vorsatz Dritter, Sabotage, Vandalis­
mus;

		  g)	 höhere Gewalt.

2.		  Ertragsausfall

		  a)	� Ertragsausfall ist die Einspeisevergü­
tung, die der Versicherungsnehmer 
nicht erwirtschaften kann, weil der 
frühere betriebsfertige Zustand der 
Photovoltaikanlage wiederhergestellt 
oder eine zerstörte Photovoltaikanla­
ge durch eine gleichartige ersetzt wer­
den muss (Unterbrechungsschaden).

		  b)	� Der Ertragsausfall (Unterbrechungs­
schaden, siehe § 2 Nr. 2 a) muss in­
nerhalb der vereinbarten Haftzeit ent­
stehen. Die Haftzeit beginnt mit dem 
Zeitpunkt der Betriebsunterbrechung, 
frühestens jedoch mit Meldung bei 
den Basler Versicherungen. Bei meh­
reren Sachschäden an derselben 
Photovoltaikanlage, zwischen denen 
ein Ursachenzusammenhang besteht, 
beginnt die Haftzeit mit dem Erstscha­
den. Soweit nicht etwas anderes ver­
einbart ist, beträgt die Haftzeit 6 Mo­
nate. Jeweils 30 Kalendertage gelten 
als ein Monat. 

3.		  Nicht versicherte Gefahren und Schäden

		�  Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen keine Entschädi­
gung für Schäden

		  a)	� die im Rahmen einer Feuer-, Leitungs­
wasser-, Sturm-/Hagel- oder erweiter­
ten Elementarschadenversicherung 
oder über prämienpflichtige Klause­
leinschlüsse gedeckt werden können 
oder bei diesen Versicherungen aus­
geschlossen sind;

		  b)	� durch Vorsatz des Versicherungsneh­
mers oder dessen Repräsentanten;

		  c)	� durch Krieg, kriegsähnliche Ereignis­
se, Bürgerkrieg, Revolution, Rebelli­
on, Aufstand;

		  d)	� durch innere Unruhen;

		  e)	� durch Kernenergie, nukleare Strah­
lung oder radioaktive Substanzen;

		  f)	� durch Erdbeben;

		  g)	� durch Mängel, die bei Abschluss der 
Versicherung bereits vorhanden wa­
ren und dem Versicherungsnehmer 
oder seinen Repräsentanten bekannt 
sein mussten;

		  h)	� durch betriebsbedingte normale oder 
betriebsbedingte vorzeitige Abnut­
zung oder Alterung; für Folgeschäden 
an weiteren Austauscheinheiten wird 
jedoch Entschädigung geleistet;  

		  i)	� durch Einsatz einer Sache, deren 
Reparaturbedürftigkeit dem Versi­
cherungsnehmer oder seinen Reprä­
sentanten bekannt sein musste; der 
Versicherer leistet jedoch Entschädi­
gung, wenn der Schaden nicht durch 
die Reparaturbedürftigkeit verursacht 
wurde oder wenn die Sache zur Zeit 
des Schadens mit Zustimmung des 
Versicherers wenigstens behelfsmä­
ßig repariert war;

		  j)	� soweit für sie ein Dritter als Lieferant 
(Hersteller oder Händler), Werkunter­
nehmer oder aus Reparaturauftrag 
einzutreten hat.

			�   Bestreitet der Dritte seine Eintritts­
pflicht, so leistet der Versicherer zu­
nächst Entschädigung. Ergibt sich 
nach Zahlung der Entschädigung, 
dass ein Dritter für den Schaden ein­
treten muss und bestreitet der Dritte 
dies, so behält der Versicherungsneh­
mer zunächst die bereits gezahlte Ent­
schädigung.

			�   § 86 VVG – Übergang von Ersatzan­
sprüchen – gilt für diese Fälle nicht. 
Der Versicherungsnehmer hat seinen 
Anspruch auf Kosten und nach den 
Weisungen des Versicherers außer­
gerichtlich und erforderlichenfalls ge­
richtlich geltend zu machen.

			�   Die Entschädigung ist zurückzuzah­
len, wenn der Versicherungsnehmer 
einer Weisung des Versicherers nicht 
folgt oder soweit der Dritte dem Versi­
cherungsnehmer Schadenersatz leis­
tet.

§ 3		�  Versicherungswert; Versicherungs
summe; Unterversicherung

1.		  Versicherungswert

		�  Versicherungswert sind die jeweiligen 
Herstellungskosten der versicherten Pho­
tovoltaik-/ Solarthermieanlage im Neu­
zustand (Neuwert) einschließlich der Be­
zugskosten (z. B. Kosten für Verpackung, 
Fracht, Zölle, Befestigungseinrichtungen 
und Montage).

2.		  Versicherungssumme

		�  Soweit keine anderen Versicherungs­
summen genannt sind, besteht Versiche­
rungsschutz bis 50.000 EUR je Schaden­
fall. 

3.		  Unterversicherung

		�  Ist die Versicherungssumme im Zeitpunkt 
des Versicherungsfalls (siehe § 2) niedri­
ger als der Versicherungswert gemäß Abs. 
1 der versicherten Sachen (Unterversi­
cherung), wird die Entschädigung gemäß 
§ 5 in dem Verhältnis von Versicherungs­
summe zum Versicherungswert nach 
folgender Berechnungsformel gekürzt: 
Entschädigung = Schadenbetrag multi­
pliziert mit der Versicherungssumme divi­
diert durch den Versicherungswert.

		�  Für die Entschädigungsberechnung ver­
sicherter Kosten (siehe § 4 Nr. 1) gilt 
Abs. 3 entsprechend.

§4		  Versicherte und nicht versicherte Kosten

1.		�  Kosten für die Wiederherstellung von  
Daten

		  a)	� Versichert sind Kosten für die Wieder­
herstellung von Daten des Betriebs­
systems, welche für die Grundfunktion 
der Photovoltaik-/ Solarthermieanlage 
notwendig sind, sofern der Verlust, die 
Veränderung oder die Nichtverfügbar­
keit der Daten infolge eines dem Grun­
de nach versicherten Schadens an dem 
Datenträger eingetreten ist, auf dem 
diese Daten gespeichert waren.

		  b)	� Der Ersatz dieser Aufwendungen und 
die Entschädigung für versicherte  

§ 1		� Versicherte und nicht versicherte Sachen 

§ 2		� Versicherte und nicht versicherte Gefahren  
und Schäden 

§ 3		� Versicherungswert; Versicherungssumme;  
Unterversicherung 

§ 4		� Versicherte und nicht versicherte Kosten 

§ 5		� Umfang der Entschädigung 

§ 6		� Wiederherbeigeschaffte Sachen

§ 7		� Besondere Kündigungsfrist

Besondere Bedingungen für die Versicherung von Photovoltaik-/ 
Solarthermieanlagen in der Wohngebäudeversicherung
(BPW 2008)

§ 8		� Tarifanpassung



2.		�  Kündigt der Versicherer, so gebührt ihm 
der Teil der Prämie, der der Dauer der 
Gefahrtragung entspricht. Gleiches gilt, 
wenn der Versicherungsnehmer gemäß 
Abs. 1 kündigt.

§ 8		  Tarifanpassung

1.		�  Der Prämiensatz wird unter Berücksich­
tigung der Schadenaufwendungen, der 
Kosten (Provisionen, Sach- und Personal­
kosten und Aufwand für Rückversiche­
rung), des Gewinnansatzes und ggf. der 
Feuerschutzsteuer kalkuliert.

2.		�  Der Versicherer ist berechtigt, den Prämien­
satz für bestehende Versicherungsver­
träge jährlich zu überprüfen. Hierbei ist 
zusätzlich auf der Basis der bisherigen 
Schadenentwicklung auch die voraus­
sichtliche künftige Entwicklung des unter­
nehmensindividuellen Schadenbedarfs 
zu berücksichtigen.

3.		�  Tarifliche Anpassungen von Prämiensät­
zen können vom Versicherer zur Haupt­
fälligkeit des Vertrages mit Wirkung ab 
Beginn des nächsten Versicherungsjah­
res vorgenommen werden.

4.		�  Der Prämiensatz wird für Teile des Ge­
samtbestandes, die nach objektiv risi­
kobezogenen Kriterien abgrenzbar sind, 
mittels anerkannter mathematisch-sta­
tistischer oder geographischer Verfahren 
getrennt ermittelt. 

5.		�  Der Versicherer ist berechtigt, einen 
sich ergebenden Anpassungsbedarf an 
die betroffenen Versicherungsverträge 
weiterzugeben.

		  5.1		� Prämiensenkungen gelten auto­
matisch auch ohne Information 
des Versicherungsnehmers als ver­
einbart.

		  5.2		� Prämienerhöhungen werden dem 
Versicherungsnehmer unter Ge­
genüberstellung der alten und 
neuen Prämienhöhe mindestens 
einen Monat vor Hauptfälligkeit 
mitgeteilt. Der Versicherungsneh­
mer kann den Versicherungsver­
trag innerhalb eines Monats nach 
Eingang der Mitteilung mit sofor­
tiger Wirkung, frühestens jedoch 
zum Zeitpunkt des Wirksamwer­
dens der Prämienerhöhung, kün­
digen.

6.		�  Individuell vereinbarte Zuschläge oder 
tarifliche Nachlässe bleiben von der Tari­
fanpassung unberührt.

7.		�  Die bedingungsgemäße Änderung des 
Anpassungsfaktors bleibt von diesen 
Bestimmungen unberührt.

		  a)	� Ursachen gemäß § 2 Nr. 3 b – i oder 
durch außergewöhnliche, während der 
Unterbrechung oder Beeinträchtigung 
der technischen Einsatzmöglichkeit 
hinzutretende Ereignisse, mit deren 
Eintritt als Folge des Sachschadens 
nach der allgemeinen Lebenserfah­
rung nicht gerechnet werden muss;

		  b)	� behördlich angeordnete Wiederher­
stellungs- oder Betriebsbeschränkun­
gen;

		  c)	� den Umstand, dass dem Versiche­
rungsnehmer zur Wiederherstellung 
oder Wiederbeschaffung beschädig­
ter oder zerstörter Photovoltaikanla­
gen bzw. Daten nicht rechtzeitig genü­
gend Kapital zur Verfügung steht;

		  d)	� den Umstand, dass beschädigte oder 
zerstörte Photovoltaikanlagen bzw. 
Daten anlässlich der Wiederherstel­
lung oder Wiederbeschaffung geän­
dert, verbessert oder überholt wer­
den;

		  e)	� Schäden an Sachen ausländischer 
Herkunft und soweit der Ertragsausfall 
darauf beruht, dass die Wiederherstel­
lung länger dauert als die Wiederher­
stellung einer in den Mitgliedsländern 
der Europäischen Union hergestellten 
Sache mit gleichwertigen technischen 
Eigenschaften.

		  Entschädigung für den Ertragsausfall

		�  Die Entschädigung erfolgt in pauschaler 
Form. Die Tagesentschädigung beträgt:

			   von April bis September� 2 EUR/kWp

			   von Oktober bis März � 1 EUR/kWp

		�  Bei Teilausfall einer Anlage, z.B. wenn nur 
ein Wechselrichter von mehreren beschä­
digt ist, wird der Ausfallschaden anteilig 
vergütet.

§ 6		  Wiederherbeigeschaffte Sachen

		�  Wird der Verbleib abhanden gekomme­
ner Sachen ermittelt, so hat der Versi­
cherungsnehmer dies nach Kenntniser­
langung dem Versicherer unverzüglich in 
Textform anzuzeigen.

		�  Hat der Versicherungsnehmer den Besitz 
einer abhanden gekommenen Sache 
zurückerlangt, nachdem für diese Sa­
che eine Entschädigung gezahlt worden 
ist, so hat der Versicherungsnehmer die 
Entschädigung zurückzuzahlen oder die 
Sache dem Versicherer zur Verfügung zu 
stellen. Der Versicherungsnehmer hat 
dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wo­
chen nach Empfang einer schriftlichen 
Aufforderung des Versicherers auszu­
üben; nach fruchtlosem Ablauf dieser 
Frist geht das Wahlrecht auf den Versiche­
rer über. 

		�  Dem Besitz einer zurückerlangten Sache 
steht es gleich, wenn der Versicherungs­
nehmer die Möglichkeit hat, sich den Be­
sitz wieder zu verschaffen.

§ 7		  Besondere Kündigungsfrist

		�  Versicherungsnehmer und Versicherer 
können unter Einhaltung einer Frist von 
drei Monaten die Besondere Vereinba­
rung zur Photovoltaik- und Solarthemie­
anlagendeckung durch schriftliche Erklä­
rung kündigen. Der Versicherungsnehmer 
kann bestimmen, dass seine Kündigung 
erst zum Schluss des laufenden Versiche­
rungsjahres wirksam wird.

1.		�  Macht der Versicherer von seinem Kün­
digungsrecht Gebrauch, so kann der 
Versicherungsnehmer den Wohngebäu­
deversicherungsvertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Erklärung des 
Versicherers zum gleichen Zeitpunkt 
kündigen.

Sachen betragen zusammen höchs­
tens die Versicherungssumme der 
Photovoltaik-/ Solarthermieanlage.

2.		  Zusätzliche Kosten

		�  Mitversichert sind über die Wiederher­
stellungskosten hinaus die nachfolgend 
genannten Kosten bis zu den angegebe­
nen Summen. Die vereinbarte Versiche­
rungssumme vermindert sich nicht da­
durch, dass eine Entschädigung geleistet 
wird.

		  a)	� Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und 
Stemmarbeiten (bis 2.500  EUR auf 
Erstes Risiko),

		  b)	� Kosten für Gerüstgestellung: sie sind 
bis zum Betrag von 10.000 EUR versi­
chert,

		  c)	 Kosten für Eil- und Expressfracht,

		  d)	� Kosten für Überstunden sowie Sonn­
tags-, Feiertags- und Nachtarbeiten,

		  e)	� Kosten für Luftfracht (bis 2.500  EUR 
auf Erstes Risiko),

		  f)	� Mehrkosten durch behelfsmäßige oder 
vorläufige Wiederherstellung, sofern 
dadurch der Schaden gemindert wird.

		�  Dies sind Kosten, die der Versicherungs­
nehmer infolge eines dem Grunde nach 
versicherten Schadens aufwenden muss.

§5		  Umfang der Entschädigung

		  Ersetzt werden im Schadenfall bei 

		  1.	� zerstörten oder abhanden gekomme­
nen Sachen der Versicherungswert 
(siehe § 3 Nr.1) bei Eintritt des Versi­
cherungsfalles (siehe § 2);

		  2.	� beschädigten Sachen alle für die Wie­
derherstellung des am Schadentag 
betriebsfertigen Zustandes notwendi­
gen Aufwendungen. 

		�  Der Versicherer leistet keine Entschädi­
gung für

		  a)	� Kosten und Ertragsausfall einer Über­
holung oder sonstiger Maßnahmen, 
die auch unabhängig von dem Ver­
sicherungsfall notwendig gewesen 
wären;

		  b)	� Mehrkosten und Ertragsausfall durch 
Änderungen oder Verbesserungen, 
die über die Wiederherstellung hin­
ausgehen;

		  c)	� Kosten und Ertragsausfall einer Wie­
derherstellung in eigener Regie, so­
weit die Kosten nicht auch durch Ar­
beiten in fremder Regie entstanden 
wären;

		  d)	� entgangener Gewinn infolge von Ar­
beiten in eigener Regie;

		  e)	� Mehrkosten und Ertragsausfall durch 
behelfsmäßige oder vorläufige Wie­
derherstellung;

		  f)	� Kosten für Arbeiten, die zwar für die 
Wiederherstellung erforderlich sind, 
aber nicht an der versicherten Pho­
tovoltaik-/Solarthermieanlage selbst 
ausgeführt werden;

		  g)	� Vermögensschäden, insbesondere nicht 
für Vertragsstrafen, Schadenersatz­
leistungen an Dritte. Mitversichert ist 
der Nutzungsausfall der versicherten 
Photovoltaikanlage im Rahmen der 
dafür getroffenen Ertragsausfallver­
einbarungen;

		  h)	� Kosten, die dadurch entstehen, dass 
die versicherte Photovoltaik-/ Solar­
thermieanlage nicht in Mitgliedslän­
dern der Europäischen Union herge­
stellt wurde.

		�  Der Versicherer leistet keine Entschädi­
gung, soweit der Unterbrechungsschaden 
vergrößert wird durch



§ 1		  Vertragsgrundlage

		�  Es gelten die Allgemeinen Wohngebäude-
Versicherungsbedingungen (VGB 2000 
– Fassung 2012), soweit sich aus den 
folgenden Bestimmungen nicht etwas  
anderes ergibt.

§ 2		  Versicherte Gefahren und Schäden

		�  Der Versicherer leistet Entschädigung für 
versicherte Sachen, die durch 

		  a)	� Überschwemmung des Versicherungs­
grundstückes (§ 3) 

		  b)	� Rückstau (§ 4) 

		  c)	� Erdbeben (§ 5) 

		  d)	� Erdsenkung/Erdrutsch (§ 6) 

		  e)	� Schneedruck/Dachlawinen;  
Lawinen (§ 7) 

		  f)	� Vulkanausbruch (§ 8) 

		�  zerstört oder beschädigt werden oder 
infolge eines solchen Ereignisses abhan­
den kommen.

§ 3		�  Überschwemmung des  
Versicherungsgrundstückes

1.		�  Überschwemmung ist eine Überflutung 
des Grund und Bodens, auf dem das ver­
sicherte Gebäude steht, durch 

		  a)	� Ausuferung von oberirdischen (ste­
henden oder fließenden) Gewässern, 

		  b)	 Witterungsniederschläge. 

2.		�  Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen Schäden durch 

		  a)	 Sturmflut, Tsunami,

		  b)	 Grundwasser.

§ 4		�  Rückstau

		�  Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch 
Ausuferung von oberirdischen (stehen­
den oder fließenden) Gewässern oder 
durch Witterungsniederschläge bestim­
mungswidrig aus dem Rohrsystem des 
versicherten Gebäudes oder dessen zu­
gehörigen Einrichtungen austritt. 

§ 5		  Erdbeben

1.		�  Erdbeben ist eine naturbedingte Erschüt­
terung des Erdbodens, die durch geophy­
sikalische Vorgänge im Erdinnern ausge­
löst wird. 

2.		�  Erdbeben wird unterstellt, wenn der Ver­
sicherungsnehmer nachweist, dass 

		  a)	� die naturbedingte Erschütterung des 
Erdbodens in der Umgebung des Ver­
sicherungsortes Schäden an Gebäu­
den in einwandfreiem Zustand oder 
an ebenso widerstandsfähigen ande­
ren Sachen angerichtet hat oder 

		  b)	� der Schaden wegen des einwand­
freien Zustandes des Gebäudes nur 
durch ein Erdbeben entstanden sein 
kann. 

§ 6		  Erdsenkung; Erdrutsch

1.		�  Erdsenkung ist eine naturbedingte Ab­
senkung des Erdbodens über natürlichen 
Hohlräumen.

2.		�  Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abglei­
ten oder Abstürzen von Gesteins- oder 
Erdmassen.  

§ 7		  Schneedruck, Dachlawinen; Lawinen

1.		�  Schneedruck ist die Wirkung des Ge­
wichts von Schnee- oder Eismassen. Mit­
versichert sind auch Schneedruckschä­
den, die durch in Bewegung befindlichen 
Schnee- und Eismassen verursacht wer­
den (sogenannte Dachlawinen).

2.		�  Lawinen sind an Berghängen niederge­
hende Schnee- oder Eismassen

§ 8		  Vulkanausbruch

		�  Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druck­
entladung beim Aufreißen der Erdkruste, 
verbunden mit Lavaergüssen, Asche-
Eruptionen oder dem Ausströmen von 
sonstigen Materialien und Gasen. 

§ 9		  Selbstbehalt

		�  Der bedingungsgemäß als entschädigungs­
pflichtig errechnete Betrag wird je Versi­
cherungsfall um den vereinbarten Selbst­
behalt gekürzt. 

§ 10	 Nicht versicherte Schäden

		�  Nicht versichert sind Schäden an versi­
cherten Gebäuden bzw. an sonstigen ver­
sicherten Sachen, solange die Gebäude 
noch nicht bezugsfertig sind oder wegen 
Umbauarbeiten für ihren Zweck nicht be­
nutzbar sind

§ 11	 Besondere Sicherheitsvorschrift

		  a)	� In Ergänzung der VGB 2000 – Fassung 
2012 hat der Versicherungsnehmer 
alle notwendigen und zumutbaren 
Vorkehrungen gegen Elementarschä­
den zu treffen. Insbesondere sind zur 
Vermeidung von Überschwemmungs- 
bzw. Rückstauschäden

			   aa)		� bei rückstaugefährdeten Räu­
men Rückstausicherungen funk­
tionsbereit zu halten und

			   ab)		� Abflussleitungen auf dem Ver­
sicherungsgrundstück freizu­
halten.

		  b)	� Verletzt der Versicherungsnehmer 
eine dieser Obliegenheiten, so ist 
der Versicherer nach Maßgabe des 
§ 24 VGB 2000 – Fassung 2012 leis­
tungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht 
ein, wenn die Verletzung weder auf 
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit 
beruht. Der Versicherer ist zur Leistung 
verpflichtet, soweit die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versiche­
rungsfalles noch für die Feststellung 
oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist. 

§ 12	 Kündigung

1.		�  Versicherungsnehmer und Versicherer 
können unter Einhaltung einer Frist von 
drei Monaten die Versicherung weiterer 
Elementarschäden durch schriftliche Er­
klärung kündigen. Der Versicherungsneh­
mer kann bestimmen, dass seine Kün­
digung erst zum Schluss des laufenden 
Versicherungsjahres wirksam wird. 

2.		�  Macht der Versicherer von seinem Kündi­
gungsrecht Gebrauch, so kann der Versi­
cherungsnehmer die Wohngebäudever­
sicherung innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Erklärung des Versicherers 
zum gleichen Zeitpunkt kündigen. 

3.		�  Kündigt der Versicherer, so gebührt ihm 
der Teil der Prämie, der der Dauer der 
Gefahrtragung entspricht. Gleiches gilt, 
wenn der Versicherungsnehmer gemäß 
Abs. 2 kündigt.

§ 13	 Wartezeit

		�  Versicherungsschutz besteht erst nach 
Ablauf von 1 Monat ab Versicherungsbe­
ginn, es sei denn, dass nachweislich bei 
einem anderen Versicherer ein gleichar­
tiger Versicherungsschutz bestanden hat 
und der beantragte Versicherungsschutz 
sich ohne Unterbrechung unmittelbar an­
schließt.

§ 14	� Ende des 
Wohngebäudeversicherungsvertrages

		�  Mit Beendigung des Wohngebäudever­
sicherungsvertrages erlischt auch die 
Versicherung weiterer Elementarschäden 
nach  den BEW 2001 – Fassung 2012.

§ 1		 Vertragsgrundlage

§ 2		 Versicherte Gefahren und Schäden

§ 3		� Überschwemmung des 
Versicherungsgrundstückes

§ 4		 Rückstau

§ 5		 Erdbeben

§ 6		 Erdsenkung / Erdrutsch

§ 7		 Schneedruck; Dachlawinen / Lawinen

§ 8		 Vulkanausbruch

§ 9		 Selbstbehalt

§ 10	 Nicht versicherte Sachen

Besondere Bedingungen für die Versicherung weiterer Elementarschäden  
in der Wohngebäudeversicherung
(BEW 2001 – Fassung 2012)

§ 11	 Besondere Sicherheitsvorschriften

§ 12	 Kündigung

§ 13	 Wartezeit

§ 14	� Ende des 
Wohngebäudeversicherungsvertrages



Tarifbestimmungen / 
Sondervereinbarungen zu den 
VGB 2000 – Fassung 2012 
(gelten sofern vereinbart)

I.	� Tarifbestimmungen zu den  
VGB 2000 – Fassung 2012

I.I.	� Regelungen für die Prämienberechnung 
nach Quadratmeter-Wohnfläche

1.	 Geltungsbereich
�Diese Tarifbestimmungen gelten für Ver­
sicherungsverträge in der Wohngebäude­
versicherung, die nach den Bedingungen für 
die Wohngebäudeversicherung, VGB 2000 – 
Fassung 2012 abgeschlossen wurden. 

2.	 Berechnungsgrundlage
a)	� In Abweichung zu § 10, 1 VGB 2000 –  

Fassung 2012 ist Berechnungsgrundlage 
die Grundfläche des zu versichernden Ri­
sikos, gemessen in Quadratmetern.

b)	� Wohnfläche ist die Grundfläche des Ge­
bäudes (je Stockwerk) einschließlich 
Hobbyräumen sowie zu Wohnzwecken 
genutzten Kellerräumen; ausgenommen 
sind dabei jedoch Treppen, nicht ausge­
baute Speicherräume, Balkone, Loggien 
und Terrassen. Gewerblich genutzte Flä­
chen gelten als Wohnfläche. Alternativ 
kann die Wohnfläche gemäß Bauunter­
lagen angegeben werden, wenn diese 
mit dem aktuellen Bauzustand überein­
stimmt. 

	� Ein vorhandener Keller ist mit 10% Zuschlag 
auf die ermittelte Wohnfläche hinzuzu­
rechnen, sofern keine zu Wohnzwecken 
genutzten Räume vorhanden sind.

	� Je Einzelgarage (Garagenstellplatz) ist ein 
Wert von 5 qm und je Carport ein Wert von 
3 qm anzusetzen. 

	� Zu Wohnzwecken genutzte Gebäudeteile 
in Nebengebäuden auf dem Versiche­
rungsgrundstück müssen entsprechend 
ihrer Grundfläche berücksichtigt werden, 
nicht zu Wohnzwecken genutzte Flächen 
sind mit der Hälfte ihrer Grundfläche zu 
berücksichtigen. 

c)	� Sind bei der nachstehenden Aufzählung 
mindestens drei Merkmale erfüllt, so 
muss der tarifliche Zuschlag für gehobene 
Bauausstattung berechnet werden. Sind 
mindestens fünf Merkmale erfüllt muss 
der tarifliche Zuschlag für Luxusausstat­
tung berechnet werden:

	   Verwendung exotischer Hölzer
	   künstlerisch bearbeitete Verglasungen
	   künstlerisch bearbeitete Wände
	  � elektronische Sonderausstattungen 

(z. B. Einbruchmeldeanlage)
	   Naturschieferdach
	   hochwertige Befliesung
	   offener Kamin / Kachelofen
	   Schwimmbecken / Pool
	   Glasfassaden
	   Einbauküchen im Wert über 20.000 EUR
	   Wintergarten mit einer Fläche über 15 m2

	   Marmorausstattung
	  � Stuckarbeiten, Vertäfelungen, Parkett 

oder Natursteinböden

3.	 Prämieneinstufung
3.1 	Einstufung bei Vertragsbeginn
Die Einstufung richtet sich nach der Anzahl 
der Vorschäden am zu versichernden Gebäu­
de innerhalb der letzten 5 Jahre, unabhängig 
ob eine Wohngebäudeversicherung bestan­
den hat oder nicht.

Ein einzelner Schaden bis zu einer maximalen 
Höhe von 200 EUR braucht nicht berücksich­
tigt zu werden.

Zwischen Antragstellung und Versicherungs­
beginn eintretende Schäden müssen dem 
Versicherer unverzüglich nachgemeldet und 
bei der Tarifierung berücksichtigt werden.

3.2	Einstufung bei weiterem Verlauf
a)	� Entschädigungsleistungen sind Aufwen- 

dungen zum Ausgleich von versicherten 
Schäden. Hat das Versicherungsunter­
nehmen Entschädigungsleistungen er- 
bracht, die lediglich auf allgemeinen  
Vereinbarungen der beteiligten Ver­
sicherungsunternehmen untereinander 
beruhen, wird der Versicherungsvertrag 
so behandelt, als wenn der Schaden nicht 
gemeldet worden wäre. 

b)	 Sind zu einem gemeldeten Schaden vom 
Versicherer Entschädigungsleistungen 
erbracht worden, ist ein Rückkauf des 
Schadens durch den Versicherungsneh­
mer nicht mehr möglich. 

c)	 Maßgebend für die Rückstufung auf­
grund eines ersatzpflichtigen Schadens 
ist das Kalenderjahr, in dem der Versi­
cherer erstmalig eine Zahlung geleistet 
hat. Die Rückstufung erfolgt jeweils zum 
Beginn des nächsten Kalenderjahres. 

d)	 Zur Berechnung der Jahresnettoprämie 
(Prämie ohne Versicherungssteuer) ist 
die entsprechende Tarifprämie mit dem 
Schadenfaktor gemäß 3.3 zu multiplizie­
ren.

	 Der sich auf Grund des Schadenverlaufs 
ergebende Schadenfaktor wird bei allen 
im folgenden Kalenderjahr zu leistenden 
Prämien (Teilbeträgen) ab Fälligkeit 

wirksam. Soweit bereits niedrigere oder 
höhere Prämien gezahlt wurden, ist der 
Unterschiedsbetrag nachzuzahlen oder 
zu erstatten.

e)	 Führt eine Änderung der Prämienfällig­
keit dazu, dass dem Versicherungsneh­
mer für mehr als ein Versicherungsjahr 
die Prämie nach dem gleichen Prämien­
satz berechnet wird, so wird auf Antrag 
der Versicherungsnehmer so gestellt, wie 
er ohne Änderung der Prämienfälligkeit 
stehen würde.

f)	 Bei schadenfreiem Verlauf erfolgt mit 
Beginn des nächsten Kalenderjahres 
jeweils die Weiterstufung in die nächst 
niedrigere Klasse bis zur Klasse N. 
Voraussetzung ist, dass in dieser Zeit 
kein Schaden gemeldet worden ist, für 
den das Versicherungsunternehmen 
Entschädigungsleistungen erbracht hat. 
Der Versicherungsvertrag wird dann mit 
Beginn des folgenden Kalenderjahres in 
die nachfolgend genannte Schadenklas­
se eingestuft.

		  Sofort-	 Schadenfaktor
Schaden- 	 Einstufung	 bonus/	 für Prämien-
belastung	 in Klasse	 -malus	 berechnung
schadenfrei	 N	   83,33 %	 1,00

1 Vorschaden	 S 5	 100,00 %	 1,20

2 Vorschäden	 S 8	 125,00 %	 1,50

3 oder mehr  
Vorschäden	 keine Zeichnung möglich

3.3	 Rückstufungstabelle

	 Sofort-	 Schadenfaktor	 Anzahl der Schäden/Jahr
Klasse	 bonus/	 für Prämien-	 1	 2	 3‑und‑mehr
	 -malus	 berechnung	 Rückstufung in Klasse
N	 183,33 %	 1,00	 S 5	 S 8	 S 12
S 1	 187,50 %	 1,05	 S 5	 S 8	 S 12
S 2	 191,67 %	 1,10	 S 5	 S 8	 S 12
S 3	 195,83 %	 1,15	 S 5	 S 8	 S 12
S 4	 100,00 %	 1,20	 S 8	 S 12	 S 12
S 5	 100,00 %	 1,20	 S 8	 S 12	 S 12
S 6	 108,33 %	 1,30	 S 8	 S 12	 S 12
S 7	 116,67 %	 1,40	 S 8	 S 12	 S 12
S 8	 125,00 %	 1,50	 S 12	 S 12	 S 12
S 9	 141,67 %	 1,70	 S 12	 S 12	 S 12
S 10	 150,00 %	 1,80	 S 12	 S 12	 S 12
S 11	 158,33 %	 1,90	 S 12	 S 12	 S 12
S 12	 166,67 %	 2,00	 S 12	 S 12	 S 12



4.	 Sanktionen
Verschweigt der Versicherungsnehmer 
schuldhaft Vorschäden gemäß Nr. 3 oder wird 
schuldhaft ein zu geringes Baujahr angege­
ben, so beträgt die Prämie für das erste Ver­
sicherungsjahr das Doppelte der Prämie, die 
bei richtiger Einstufung hätte erhoben wer­
den müssen, mindestens jedoch 1.000 EUR. 

5.	� Wirksamwerden der Einstufung in die 
Zuschlagsklassen

Der sich auf Grund des Schadenverlaufs erge­
bende Zuschlagssatz wird bei allen im folgen­
den Versicherungsjahr zu leistenden Beiträ­
gen ab Fälligkeit wirksam. 

6.	 Anrechnung von Vorschadenfreiheit
Vorschadenfreie Jahre können nicht auf ande­
re Risiken übertragen oder auf neue Risiken 
angerechnet werden.

7.	 Faktoren der Altersstaffelung

Gebäude-	 Prämien-	 Altersfaktor für
alter	 satz	 Prämienberechnung
0	   60 %	 1,000

1	   62 %	 1,034

2	   64 %	 1,067

3	   66 %	 1,100

4	   68 %	 1,134

5	   70 %	 1,167

6	   72 %	 1,200

7	   74 %	 1,234

8	   76 %	 1,267

9	   78 %	 1,300

10	   80 %	 1,334

11	   82 %	 1,367

12	   84 %	 1,400

13	   86 %	 1,434

14	   88 %	 1,467

15	   90 %	 1,500

16	   92 %	 1,534

17	   94 %	 1,567

18	   96 %	 1,600

19	   98 %	 1,634

20	 100 %	 1,667

21–30	 104 %	 1,734

31–50	 108 %	 1,803

51–70	 112 %	 1,875

ab 71	 117 %	 1,950

Altersanpassung
Die Prämie erhöht sich entsprechend dem 
Gebäudealter gemäß der vorgenannten Staf­
felung. Die Erhöhung wird jeweils zum Haupt­
fälligkeitstermin des Vertrages wirksam. 

I.II.	Regelungen für die Prämienberechnung 
nach gleitendem Neuwert  
(Basis: Versicherungssumme 1914) bzw. bei 
Versicherungssummen zum festen Wert

1.	 Geltungsbereich
Diese Tarifbestimmungen gelten für Versiche­
rungsverträge in der Wohngebäudeversiche­
rung, die nach den Bedingungen für die 
Wohngebäudeversicherung, VGB 2000 – 
Fassung 2012 abgeschlossen wurden. 

2.	 Sanktionen
Wird schuldhaft ein zu geringes Baujahr 
angegeben, so beträgt die Prämie für das 
erste Versicherungsjahr das Doppelte der 
Prämie, die bei richtiger Einstufung hätte er­
hoben werden müssen, mindestens jedoch 
1.000 EUR. 

3.	 Faktoren der Altersstaffelung

Gebäude-	 Prämien-	 Altersfaktor für
alter	 satz	 Prämienberechnung
0	   60 %	 1,000

1	   62 %	 1,034

2	   64 %	 1,067

3	   66 %	 1,100

4	   68 %	 1,134

5	   70 %	 1,167

6	   72 %	 1,200

7	   74 %	 1,234

8	   76 %	 1,267

9	   78 %	 1,300

10	   80 %	 1,334

11	   82 %	 1,367

12	   84 %	 1,400

13	   86 %	 1,434

14	   88 %	 1,467

15	   90 %	 1,500

16	   92 %	 1,534

17	   94 %	 1,567

18	   96 %	 1,600

19	   98 %	 1,634

20	 100 %	 1,667

21–30	 104 %	 1,734

31–50	 108 %	 1,803

51–70	 112 %	 1,875

ab 71	 117 %	 1,950

Altersanpassung
Die Prämie erhöht sich entsprechend dem 
Gebäudealter gemäß der vorgenannten Staf­
felung. Die Erhöhung wird jeweils zum Haupt­
fälligkeitstermin des Vertrages wirksam. 



II.	� Sondervereinbarungen zu den  
VGB 2000 – Fassung 2012 – qm-Tarif 

Es gelten die VGB 2000 – Fassung 2012 mit 
folgenden Änderungen:

1.	 Versicherungswert

§ 9,1 Satz 1 VGB 2000 – Fassung 2012 wird wie 
folgt geändert:

Versichert ist der ortsübliche Neubauwert des im 
Versicherungsschein bezeichneten Gebäudes 
entsprechend seiner Größe und Ausstattung so­
wie seines Ausbaus.

2.	 Anpassung der Prämie

§ 10,2 VGB 2000 – Fassung 2012 wird wie folgt 
geändert:

Die Prämie verändert sich gemäß der prozentu­
alen Erhöhung des Anpassungsfaktors. Die je­
weils zu zahlende Jahresprämie wird berechnet 
durch Multiplikation der Quadratmeterprämie  
mit dem veränderten Wertzuschlag 2006. Der 
Wertzuschlag 2006 ergibt sich aus dem Verän­
derungssatz des Anpassungsfaktors im Verhält­
nis zum Basisjahr 2006. Der Veränderungssatz 
wird auf volle Prozent berechnet und aufgerun­
det.

a)	 Der Anpassungsfaktor erhöht oder vermin­
dert sich jeweils zum 1. Januar eines jeden 
Jahres für die in diesem Jahr beginnende 
Versicherungsperiode entsprechend dem 
Prozentsatz, um den sich der jeweils für  
den Monat Mai des Vorjahres vom Statis­
tischen Bundesamt veröffentlichte Bau­
preisindex für Wohngebäude und der für 
den Monat April des Vorjahres veröffentlich­
te Tariflohnindex für das Baugewerbe ge­
ändert haben. Bei der Anpassung wird die 
Änderung des Baupreisindexes für Wohnge­
bäude zu 80% und die des Tariflohnindexes 
für das Baugewerbe zu 20% berücksichtigt; 
bei dieser Berechnung wird jeweils auf zwei 
Stellen nach dem Komma gerundet. 

b)	 Der Versicherungsnehmer kann der Erhöhung  
innerhalb eines Monats nachdem ihm die  
Mitteilung über die Erhöhung der Prämie 
zugegangen ist, durch schriftliche Erklä­
rung widersprechen. Zur Wahrung der Frist 
genügt die rechtzeitige Absendung. Mit 
dem Wirksamwerden des Widerspruches  
erlischt der Unterversicherungsverzicht  
und es gelten die Regelungen zur Unter­
versicherung gemäß § 3 d), 2. Satz dieser 
Vereinbarungen. 

3.	� Versicherungssumme / 
Unterversicherungsverzicht

§ 12 VGB 2000 – Fassung 2012 wird wie folgt 
geändert:

a)	 Es wird keine Versicherungssumme ermittelt. 

b)	 Der Versicherer nimmt keinen Abzug wegen  
Unterversicherung vor (Unterversicherungs­
verzicht), sofern die Anzahl der Quadratmeter  
Wohnfläche und die Angaben zur Bau­
ausstattung korrekt angegeben wurden. 

c)	 Eine Unterversicherung wird im Verhältnis 
der tatsächlich vorhandenen zu der gemel­
deten Quadratmeterfläche (gemäß Nr. 2b) 
der Tarifbestimmungen) im Schadenfall an­
gerechnet. 

d)	 Eine Unterversicherung wird insofern auch 
dann angerechnet, wenn die Frage nach 
der Bauausstattung nicht wahrheitsgemäß 
beantwortet wurde. In diesem Fall gilt eine 
Höchsthaftungsgrenze von 155 Mark 1914, 
multipliziert mit dem im Zeitpunkt des Scha­
dens geltenden Baupreisindex, je Quadrat­
meter Wohnfläche als vereinbart.

e)	 Ergibt sich im Versicherungsfall, dass die  
Beschreibung des Gebäudes und seiner  
Ausstattung gemäß Antrag von den tatsäch­
lichen Verhältnissen bei Vertragsabschluss  
abweicht, so besteht der Unterversicherungs­
verzicht gemäß Nr. b) weiterhin, wenn die  
abweichenden Angaben nicht auf Vorsatz  
oder grober Fahrlässigkeit des Versicherungs­
nehmers beruhen. 

f)	 Der Unterversicherungsverzicht gemäß 
Nr. b) gilt ferner nicht, wenn der Gebäude­
zustand nach Vertragsabschluss durch 
wertsteigernde bauliche Maßnahmen ver­
ändert wurde und die Veränderung dem 
Versicherer nicht unverzüglich angezeigt  
wurde. Es gilt dann die Höchsthaftungs­
grenze gemäß 3 d). Unberührt bleibt die 
Vorschrift über Umfang und Anpassung des 
Versicherungsschutzes gemäß § 9 Nr. 2 der 
VGB 2000 – Fassung 2012.
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